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Häfen und Verkehr, Wirtschaft und Arbeit 

Nichts geht bei uns 
ohne die Häfen 
Die Wettbewerbsfahigkeit der bremi­

sehen Häfen und der davon abhängi­
gen Wirtschaft sind Grundlage und 
Voraussetzung der Selbständigkeit des 
Landes Bremen. Die Häfen an Weser 
und Nordsee sind der dominierende 
Standortvorteil Bremens und Bremer­
havens. 

Aus der Entwicklung des Hafenum­
schlags wird deutlich, daß sowohl die 
Anlagen in Bremen als auch die Kapa­
zitäten in Bremerhaven modernisiert 
und ausgebaut werden müssen. Die 
F.D.P. sieht folgende Schwerpunkte: 

Häfen in Bremen-Stadt 
• 	 Neubau und Vergrößerung der In­

dustriehafenschleuse 
• 	 Ausbau des Ostufers des Beckens 

II auf die volle Länge (Bau einer 
ro II-{)n -ro II-{)ff-Anlage) 

• 	 ständige Modernisierung der vor­
handenen älteren Anlagen 

• 	 Schaffung von Einrichtungen zur 
Bündelung der Importströme. 

Häfen in Bremerhaven 
• 	 Verlängerung des Container-Ter­

minals nach Norden 
• 	 Modernisierung der älteren An­

lagen und gegebenenfalls Umge­
staltung ftir Spezialzwecke. 

Überörtlicher Verkehr 
Bremen braucht ein leistungsfähiges 

Güterverteilzentrum. Dadurch wird 
der Fern- und Regionalverkehr gebün­
delt, der Nahverkehr rationeller gestal­
tet und die innerstädtischen Vcrkehrs­
belastungen verr ingert. 

Von entscheidender Bedeutung Hit' 
die Wettbewerbsfahigkeit der bremi­
sehen Häfen sind die Hinterlandver­
bindungen_ 

Daher fordern wir den Ausbau der 
Mittelweser einschließlich der Schleuse 
bei Minden ftir das 1.300-Tonncn Eu­
ropaschiff. 

Die A 5 zwischen A I (Hansalinie) 
und Gießen muß eine höhere Dring­
lichkeitsstufe im Bedarfsplan ftir Bun­
desfernstraßen erhalten. 

Die F.D.P. fordert die Vorlage eines 
Gesamtplanes mr die verkehrliehe Er­
schließung des Niedervielandes. Darin 
sind Fernstraßenanschluß und Schie­
nenbedienung gleichrangig zu erfassen. 

Zur besseren Anbindung der Neu­
städter Häfen und des geplanten Ge­
werbegebietes ist bei den Planungen 
mreine A5-Trasse nördlich der Hansa­
linie von einem Verlauf von der BAß­
Ausfahrt Brinkum durch das Flug­
hafengelände und das Gewerbegebiet 
Neustadt auszugehen. Soweit sich 
auch bei dieser Streckenmhrung kein 
ausreichender Abstand zu Wohnge­
bieten erreichen läßt, muß die A 5 aus 
Lärmschut zgründen in einem Tunnel 
gemhrt werden. 

Anstelle einer Weiterftihrung nach 
Norden ist eine Verbindung zur Hafen­
randstraße (Wcscrtunnel) anzustreben. 

Die bisherige Trasse zwischen Grol­
land und Huchting ist aus dem Flächen­
nutzungsplan herauszunehmen. 

Mehr Lännschutz 
am Flughafen 

Die Lage des Flughafens Bremen ist 
durch seine Nähe zur Inn enstadt sowie 
durch die direkte Nachbarschaft ZU 

einer relativ dichten Wohnbebauung 
gekennzeichnet. Es gilt daher die be­
rechtigte Forderung nach mehr Lärm ­
schutz ftir die Anwohner mit der Not­

wendigkeit eines funktionsgerechten 
Flughafens in Einklang zu bringen. 
Dazu fordert die F.D.P.: 

I 
I. Der Flughafen ist unter Beibehal­

tung der gegebenen Länge der Start­
und Landebahn auf die Bedürfnisse 
leiserer Flugzeugtypen (z.B. Air­
bus) auszurichten. Falls damr der 
bestehende Ochtum-Deich ein we­
sentliches Hindernis darstell en 
sollte, ist aus ökologischen Gesichts- . 
punkten einer Ochtumverlegung 
einer Verrohrung vorzuziehen. 
Eine mögliche Verlegung der Och­
turn ist dabei mit der Schaffung 
einer ParkanIage zwischen Grolland 
und Huchting zu koordinieren. 
Weitere Lärm belästigungen sind mr 
dieses Gebiet untragbar. 

2. 	 Da die bisherigen Bemühungen 
gegen besonders laute Flugzeug­
typen (z.B. BAT 1-11) wenig Erfolg 
gezeigt haben, ist ein Start-und lan­
deverbot zu erwirken. 

Liberale Wirtschafts­
politik rur Bremen 

Die wesentlichen Grundgedanken 
einer liberalen Wirtschaftspolitik hat 
dier. D.P.-Bremen in ihrem Programm 
"Liberale WirtschaftspolitikftirBremen" 
dargelegt. 

Wichtige Punkte daraus sind: 
• 	 Die Steuerung des Strukturwandels 

erfolgt grundsätzlich über den durch 
Wettbewerb bestimm ten Markt. 

• 	 Bei allen staatlichen Eingriffen in 
das Marktgeschehen gelten die 
Prinzipien der Starthilfe (Hilfe zur 
Selbsthilfe) und der Wettbewerbs­
neutralität. 

• 	 Bei allen wirtschaftlichen Maßnah­
I men sind die Grenzen der Belast­

barkeit unserer natürlichen Umwelt 
zu beachten. 

• 	 Eine mittelstandstärkend e Wirt­
schaftspolitik ist die beste Vorsorge 
gegen Marktbeherrschung durch 
Großunternehmen. 

Mittelstandspolitik 
als Kernstück 
liberaler 
Wirtschaftspolitik 

Rund 60% aller bremischcn Erwerbs­
tätigen arbeiten In kleinen und mitt ­
leren Betrieben. Diese mittelstän­
dischen Betriebe sind ein Garant 
• 	 ftir die Stabilität unseres Wirt­

sehaftssystems 
• 	 ftir mehr Wettbewerb und damit ftir 

mehr Marktwirtschaft 
• 	 ftir vielf:i1tige und verbrauchernahe 

Versorgung mit Gütern und Dienst­
leistungen 

• 	 Hir wohnungsnahe und verschieden­
artige Arbeitsplätze 

• 	 rur einen Großteil von Innova­
tionen. 

Diese Betriebe verdienen deshalb 
besondere Förderung, um ihre Wett­
bewerbsfahigkeit zu steigern. Dazu 
gehören 
• 	 Eine mittelstandsbezogene, verein­

fachte Steuerpolitik 
• 	 Eine an Mittclstandsi.nteressen ver­

mehrt ausgerichtete Strukturpolitik ­
• 	 Mittelstandsfreundliches Verwal­

tungshandeln 
• 	 Möglichkeiten zu einer qualitativ 

verbesserten Unternehmensbera­
tung 

• 	 Chancen zur Kooperation unter 
K1ein- und Mittelbetrieben bei 
Wahrung der Selbständigkeit der 
jeweiligen Unternehmen 

• 	 Hilfen zur Verbesserung bestehen­
der und Entwicklung neuer Pro­
dukte. 

Es 	 ist ebenso erforderlich, mittel­
ständischen Betrieben bei der Lösung 
ihrer Kapitalversorgungsprobleme zu 
helfen. 

Dazu gehören 
• 	 verlorene oder rückzah lbare Zu­

schüsse 
• 	 Darlehen oder 
• 	 Bürgsc haften. 

Seit 1973 
15 %weniger 
Arbeitsplätze in der 
bremischen 
Industrie 

Seit 1973 sind in der bremischen in­
dustrie mehr als 15.000 Arbeitsplätze 
~ 15% verloren gegangen. 

Im Maschinenbau 
Schiffbau 
Elektrotechnik 
Nahrungs- und Genußmittelindu­
strie 

hat siCh die Zahl der Beschäftigten um 
mehr als 1/5 verringert. 

Im Schiffbau bedarf es folgend er An­
strengungen des Bundes und des Lan­
des Bremen zur Verbesserung der 
Arbeitsplatzsit uation: 
• 	 Fortsetzung der Bemühungen, um 

einen Abbau der Wettbewerbs­
verzerrungen in der EG sowie auf 
dem Weltmarkt zu erreichen. 

• 	 Anhcbung der finanziellen Schiff­
bau- und Reederhilfen auf die 
Höchstpräferenzen der OECD. 

• 	 Unterstützung der Kooperation 
mittelständischer Werften. 

• 	 Investitions- und Umstellungs­
hilfen Diversifikation des Produk­
tionsprogramms vorrangig ruf klei­
nere Werften. 

Luft- und Raumfahrtindustrie 
Das technologische Süd-Nord-Ge­

fälle darf sich nicht noch weiter zu 
Lasten des Nordens verändern. Bremen 
muß ein norddeutsches Technologie­
zentrum bleiben. Dazu gilt es, 
• 	 die zersplitterte Luft- und Raum­

fahrtindustrie zu einer deutschen 
Einhcitsgesellschaft bei weitgehen­
der Selbständigkeit der ein1.elnen 
Unternehmen zusammenzufassen 

• 	 bei Fusionsverhandlungen regional­
wirtschaftliche Gesichtspunkte 
neben rein bctriebswirtschaftlichen 
Aspekten zu berücksichtigen 

• 	 die bisherige regional unausgewo­
gene Vergabe militärischer und zi­
vi ler Aufträge zu verändern. 

Kraftfahrzeugbau 
Mit dem Daimler-Benz-Projekt ent­

stehen kurz- bis mittelfristig dringend 
benötigte neue Arheitsplätze in Bre­
men. Durch die Einbeziehung der Zu­
lieferindustrie eröffnet sich die Chance, 
die Wirtscbaftsstruktur des Landes 
nachhaltig zu verbessern. 

Die BremerF.D.P. unterstützt grund­
sätzlich dieses Ansiedlungsprojekt, zu­
mal 	 vorliegende Kosten-Nutzen-Un­
tersuchungen ergeben haben, daß der 
Einsatz öffentlicher Mittel in einem 
Verhältnis zur Zahl der zusätzlich zu 
schaffenden Arbeitsplätze steht. Die 
F.D.P. warnt jedoch davor, die nüch­
terne Analyse von Einsatz und Ertrag 
durch. euphorische Erwartungen zu 
ersetzen. Die rur dieses Projekt zu er­
bringenden öffentlichen Leistungen 
dürfen aber die Förderungsmaß­
nahmen zur Schaffung und Erhaltung 
von Arbeitsplätzen in K1ein- und Mit­
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Fischwirtschaft 
Rund 10% aller Beschäftigten in Bre­

merhaven sind in der Fischwirtschaft 
tätig. Infolge der Ausdehnung der 
Fischereigrenzen und Fangbeschrän­
kungen rur einige Fischarten hat die 
deutsche Fi,chindustl'ic zum Teil ihre 
Rohsloffbasis verlOlen. 

Bremen muß darauf dringen, daß 
• 	 die Meinungsunterschiede inner­

halb der EG hinsichtlich der Fang­
quoten im EG-Meer beigelegl wer­
den, 

• 	 die Zusammenarbeit mit Island 
fortg esetzt wird , 

• 	 weitere Fischereiabkommen mit 
Drittländern abgeschlossen werden, 

• 	 die Lcistungsfahigkeit der deut­
schen Fangflotte gesichert wird , 

• 	 die Forschung zur Erschließung zu­
sätzlicher maritimer Nahrungs­
quellen gefördert wird, 

• 	 die Vermarktung neuer Fischarten 
durch Verbraucheraufklärung ver­
bessert wird, 

. • 	 ein Strukturplan flir den SeelIsch­
markt Bremerhaven vorgelegt wird. 

Gewerbeflächen 
Der Gewerbeflächenbedarf für Bre­

men beträgt langfristig über 2.000 ha, 
weil die Einflihrung neuer Techno­
logien extrem hohen Flächenbedarf 
auslösen wird. 

Kurzfristig stehen der Stadt Bremen 
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nur rund 470 ha geschlossene Gewerbe­
gebiete und gewerblich nutzbare Ein­
zelflächen zur Verfligung. Die erfor­
derliche Erschließung des Gewerbe­
gebietes Niedervieland ist von Süden 
her zu beginnen. Als vorbereitende 
Maßnahme sind Grüngiirtel zur Ab­
schirmung gegenüber Woltmershausen 
und Slrom anzulegen . 

Mehr Leistung rur 
Dienstleistungen 

Die Förderung überregional ausge­
richteter Dienstleistungen hat Priorität 
flir alle wirtschaftspolitischen Maß­
nahmen in Bremen-Stadt. Dadurch 
kann das bremische Angebotsdefizit 
abgebaut werden, zusätzliche Kauf­
kraft dem Umland, deni Bundesgebiet 
und dem Ausland nach Bremen gezo­
gen und dadurch zusätzlich Arbeits­
plätze geschaft'en werden. Überregio­
na.! bedeutsame Dienstleistungsunter­
nehmen müssen wie Industriebetriebe 
gefördert werden . Für ein Tagungs­
zentrum in privatwirtschaftlicher Regie 
bietet sich die Bürgelweide als Stand­
ort von gesamtstädtischer Bedeutung 
an. 

Bremen und Bremcrhaven sind unzu­
reichend mit außeruniversitären For­
schungseinrichtungen, die durch Dritt­
mittel finanziert werden, ausgestattet. 
Es gilt daher, vorrangig außeruniver­
sitäre Forsehungseinriehtungen anzu­
sierleln. 
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Weibliche Arbeitnehmer 
Die Frauenarbeitslosigkeit ist immer 

noch zu hoch im Verhältnis zur Män­
nerarbeitslosigkeit. Hier zeigt sich, daß 
eine Gleichberechtigung von Mann 
und Frau im' Arbeitsleben nicht gege­
ben ist. 

Frauen sind rur den Konkurrenz­
kampfum eine Stelle schlecht gerüstet. 
51°10 der weiblichen aber nur 27% der 
männlichen Erwerbspersonen sind 
ohne Berufsausbildung. 75 % aller 
Mädchen lassen sich in nur 16 von 
insgesamt 500 Berufen ausbilden. 
Frauen sollten sich nicht nur auf soge­
nannte Frauenberufe beschränken, 
sondern durch eine fundierte Ausbil­
dung versuchen, in die "Männerberufe" 
einzudringen. 

Die F.D.P. fordert: 
• 	 Aufklärung der Eltern und Motiva· 

tion durch das Elternhaus 
• 	 Gezielte Aufklärung durch die Be­

rufsberatung 
• 	 Verstärkte Bereitschaft der Unter­

nehmer, Frauen in sogenannten 
Männerberufen auszubilden 

• 	 Weitere Förderungsmaßnahmen des 
Landes Bremen zur Vermehrung 
von Ausbildungsplätzen für weib­
liche Arbeitnehmer in den Jahren 
1979-1985. 

Weiterhin setzt sich die F.D.P. für ein 
Gesetz ein, das die Benachteiligung der 
Frau besonders im Berufsleben ver­
bietet (Antidiskriminierungsgesetz). 

Teilzeitarbeit 
Durch eine flexiblere Gestaltung der 

Arbeitszeiten sollte das Angebot an 
Teilzeitarbeitsplätzen erhöht werden. 

Im öffentlichen Dienst sollten Plan­
stellen geteilt werden. 

Behinderte Arbeitnehmer 
Noch immer warten viele behinderte 

Arbeitnehmer auf einen Arbeitsplatz, 
Die Pflichtquote von 60/0 der Beschäf· 

ligten wird in vielen Bereichen nicht 
erreicht. Es müssen deshalb Anreize 
geschaffen werden, Behinderte ent­
sprechend ihrer Fähigkeit einzustellen 
bzw. neue Arbeitsplätze zu schaffen. 
Die Finanzierung soUte aus der Aus­
gleichsabgabe erfolgen. 

Ältere Arbeitnehmer 
Ältere Arbeitnehmer sind besonders 

häufig von Rationalisierungsmaßnah­
men betroffen. 

Um· älteren Arbeitnehmern einen 
gleitenden Übergang vom Arbeits­
leben in den Ruhestand zu ermögii­
ehen, kommen in Betracht: 
• 	 eine stufenweise Anpassung der 

Arbeitsanforderungen und Arbeits­
bedingungen an die Leistungsmög­
lichkeiten des älteren Menschen; 

• 	 eine Abstufung der Arbeitszeit ohne 
Rentenkürzung. 

Die F.D.P. unterstützt die Bestre· 
bungen, die Lebensarbeitszeit weiter 
zu verkürzen. 

Finanzen und Steuern 

Leistung darf nicht 
bestraft werden 

Die Finanz- und Steuerpolitik hat die 
Aufgabe, dem Staat, das sind Bund, 
Länder und Gemeinden, die Einnah­
men zu verschaffen, die sie zur Erfül­
lung ihrer Aufgaben flirden Bürger 
benötigen. 

Liberale Steuerpolltik dient dem Ziel, 
den einzelnen entsprechend seiner 
Leistungsfahigkeit zu belasten, ohne 
daß damit die Bereitschaft zurLeistung 
bestraft wird, 

Die F.D.P. ist sich bewußt, daß zwi­
schen der Forderung nach Steuerge­
rechtigkeit im Einzelfall und dem 
Wunsch nach einfachem und für jeden 
durchschau baren Steuerrecht ein 
kaum zu überbrückender Gegensatz 
besteht. 

Gleichwohl gibt es im Steuerrecht 
vieles zu reformieren. 

Die F.D.P. fordert: 
• 	 Abbau von wettbewerbsverzerren­

den und leistungshemmenden Steu­
ern wie z.B. Lohnsummensteuer, 
Gewerbesteuer, Grunderwerbs­
steuer. 

• 	 Wegfall längst überholter Bagatell­
steuern, deren Aufkommen in kei­
nem Verhältnis zu dem Aufwand rur . 
die Erhebung steht. 

• 	 Die EinnahmeausIlilIe bei den Ge­
meinden und Ländern sind durch 
eine stärkere Beteiligung an der 
Einkommenssteuer auszugleicheo. 

• 	 Mehr Sleuergerechtigkeit durch 
vollständige Erhebung aller gelten­
den Steuern. Die Steuerverwaltung 
ist deshalb technisch und personell 
besser auszustatten. Durch die Be­
soldung der Bediensteten muß ein 
Anreiz gegeben werden, daß q uaH­
fizierte Fachleute in der Steuerver­
waltung tätig werden bzw. tätig 
bleiben. 

Im Zusammenhang mit der Abschaf­
fung der Lohnsummensteuer wird der 
Einkommenssteueranteil rur Bremen 
an Bedeutung gewinnen. Zur Vermei­
dung von Einkommensteuerausfällen 
müssen auch Investitionsvorhaben. 

die geeignet sind, der Stadtflucht ent­
gegenzuwirken, bevorzugt behandelt 
werden. 

Vorrang rUr 
ertragsbringende 
Investitionen der 
Staatsverschuldung. 
Privatisierung staat­
licher Dienst­
leistungen 

Bremische Finanzpolitik hat vorran­
gig dem Ziel zu dienen, die Selbstän­
digkeit unseres Staates zu sichern. Sie 
muß deshalb solide, bundestreu und 
umlandfreundlich sein. 

Gebühren und Beiträge rurstaatliche 
Dienstleistungen müssen grundsälz­
lieh kostendeckelld erhoben werden, 
Dies kann jedoch keine Ermächtigung 
sein, ungeprüft jegliche Kosten an den 
Bürger weiterzugeben. Wirtschaftlich­
keit und Angemessenheit der Kosten 
müssen durch unabhängige Fachleute 
überprüft werden. 

Die Bremer F.D.P. fordert eine klare 
Verteilung der Aufgaben und deren 
Finanzierung zwischen Bund, Ländern 
und Gemeinden. Die vielfältigen For­
men der Mischfinanzierungen werden 
von der F.D.P, abgelehnt, weil sie: 
• 	 Grauzonen entstehen lassen, die 

parlamentarischer Kontrolle weit­
gehend entzogen sind; 

• 	 durch die Einschaltung zusätzlicher 
Gremien den Entscheidungsprozeß 
verlängern, und die Gefahr der 
Fehlplanung wächst. 

Acht Jahre sozialdemokratische 
Alleinverantwortung rur die breml­
sehen Haushalte haben gezeigt, daß 
Sparsamkeit und Solidität zu Fremd­
worten geworden sind. Die SPD hat 
den finanziellen Spielraum Bremens 
und Bremerhavens durch eine falsche 
Prioritätensetzung nahezu erschöpft. 
Statt zuerst ertrags bringende Investi­
tionen im Bereich Häfen und Wirt­
schaft vorzunehmen, um damit die 
Voraussetzungen rur ."Staatliche Ein­

nahmen zu schaffen, hat die SPD vor­
rangig teure Prestigeobjekte im Schul­
bau und in anderen Bereichen mit ho­
hen Folgekosten geschaffen. Diese 
falsche Rangfolge muß umgekehrt 
werden. 

Der Entscheidungsspielraum auch 
künftiger Generationen ist durch eine 
Verschuldenspolitik eingeschränkt 
worden, die dazu geführt hat, daß auf 
jeden Bremer Bürger Ende 1979 eine 
Staatsverschuldung von rund DM 7.600 
entfällt. 

Demgegenüber fordert die F.D.P.: 
L 	Vorrang für ertragbringende In­

vestitionen 
2. 	 Abbau der Staatsverschuldung 
3. 	 Privatisierung staatlicher Dienst­

leistung. wenn und soweit das Lei· 
stungsangebot der Privatwirtschaft 
zumindest gleichwertig ist und den 
üblichen sozialen Bedingungen ent­
spricht. 

Staatliche Eingriffe in das marktwirt­
schaftliche System sind so gering wie 
möglich zu halten. Subventionen sind 
Qur djlnn vertrelbar, wenn sie Hilfe,~ur 
Selbsthilfe sind. Sie sollten möglichst 
offen gegeben werden, sollen zeitlich 
befristet werden und degressiv wirken. 

Bürgschaften sollten nur in Ausnah­
mefallen unter folgenden Kriterien 
ZUlässig sein: 
• 	 Das Unternehmen muß auch im 

Hin blick auf die Entwicklung der 
Wirtschaftsstruktur künftig selb­
ständig lebensfahig sein. 

• 	 Der Bürgschaftsnehmer muß mit 
dem Bürgschaftsantrag ein zukunfts­
orientiertes Unternehmenskonzept 
vorlegen. 

• 	 Der Bürgschaftsgeber hat während 
der Laufzeit der Bürgschaft das 
Recht aufeinen Gewinnvoraus nach 
angemessener Kapitalverzinsung. 

• 	 Es müssen Arbeitsplätze gesichert 
werden. 

• 	 Zur Sicherung von technischem 
Imow-how und Innovationen, Er­
haltung von notwendigen Kapazi· 
täten oder Erhaltung der internatio­
nalen Wettbewerbsfahigkeit. 

• 	 Grundsätzlich sollten Rückbürg­
schaften als Absicherung und zur 
Verteilung des Risikos verlangt wer­
den. 

• 	 Kurzfristige und streng vertrauliche 
Entscheidungsfindung über Bürg­
schaftsanträge. 

Soziales, Jugend und Alter, Familie, 

Gesundheit, Sport und Freizeit 


Liberale Sozialpolitik stellt sich die 
Aufgabe, sozial benachteiligten Grup­
pen die Integration in ein gesellschaft­
liches System sozialer Sicherung ohne 
Verlust der demokratischen Selbstbe­
stimmung zu ermöglichen. Diese Auf­
gabe erfordert politische Maßnahmen 
zur Linderung und Minimierung ma­
terieller Notstände. Hierbei orientiert 
sich liberale Politik an der Herstellung 
von Chancengleichheit, Bedarfsdek­
kung, Wirtschaftlichkeit, Leistungs· 
fähigkeit und demokratischer Selbst­
bestimmung innerhalb sozialer Siche­
rung. 

Mehr Rücksicht 
und Verständnis 

Kinder und 
Jugendliche 

Kinder und Jugendliche leben heute 
in einer Umwelt, die wenig Rücksicht 
und Verständnis rur ihre unterschied­
lichen und dem jeweiligen Lebens­
alter entsprechenden Wunsche und 
Bedürfnisse aufbringt. 

Liberale Jugendpolitik orientiert sich 
an den »Interessen, Neigungen und 
Fähigkeiten"von Kindern und Jugend­
lichen. Die F.D.P. sieht als ihre Auf­
gabe und Verpflichtung an, insbeson­
dere damr zu sorgen, daß 
• 	 rur Kinder und Jugendliche bessere 

UmweItbedingungen entstehen; 
• 	 Kindern und Jugendlichen durch 

eine geziel te und kontinuierliche 
Förderung ermöglicht wird, aufden 
verschiedenen Wegen selbständig 
zu werden und demokratische Ver­
haltensweisen einzuüben, selbstän­
dige Ziele zu setzen sowie ihren 
Ausbildungsgang verantwortlich 
mitzugestalten; 

• 	 Kinder und Jugendliche vor rur sie 
nicht erkenn baren Gefahren ge­
schützt werden (Flucht aus der Ge­
sellschaft durch Rauschmittel, 
Flucht aus der Gesellschaft durch 
Sekten, Jugendkriminalität, extre­
mistische G.ruppen, Duckmiiuser­
turn); 

• 	 auch Minderheiten Bet:ücksichti­
gung finden. 
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Liebe Mitbürger! 
Libemle Politik tritt ein ffir die indivi­

duelle Freiheit des BDrgers bei einem 
Höchstmaß an sozialer Gerechtigkeit. 
Liberale Politik will dem einzelnen 
Menschen jenen Freiheitsranm schaffen 
und erhalten, der die Vomnsselzuog 
zur Selbstbestimmung des einzelnen 
in Staat und Gesellschaft bildet. FIlr uns 
hat die Person Voi:rang vor der insti ­
tution. 

Mit dem vorliegenden Progmmm sind 
die Bremer Freien Demokraten kon­
sequent in diese Richtung weitergegan­
gen. Das "Liberale Progmmm 1979-l983" 
ist vom Landesparteitag der Bremer 
F.UP.mlt großer Mehrheit verabschle­

det worden. Es gibt die Richtlinien an 
ffir eine Politik, die von den Bremer 
Liberalen In den nächsten vier Jahren 
verfolgt werden wird. Es enthält Aus­
sagen zn allen wichtigen Bereichen des 
öffentlichen Lebens Im kleinsten Bun­
desland. Wir verstehen unser Programm 
als ein Angebot an alle Bllrger. Ver­
gleichen Sie es mit dem der anderen 
Parteien in der Bremiscben 8ilrgerschafI. 
WIr sagen, was wir wollen. Sie kllnnen 
uns beim Wort nehmen. 

Wenn auch Sie wollen, daß in Bremen 
mehr Bberale Politik gemacht wird, dano 
helfen Sie UIIS, die absolute Mehrheit 
der SPD zn brechen. 

Ihr 
Horst-Jürgen Lahmann 

Sicherheit geht vor 
Wirtschaftlichkeit 

Die F.D.P. ist der Auffassung, daß die 
längerfristige Energieversorgung nur 
durch neue Verfahren der Nutzung von 
Kohle und Alternativenergien wie 
Sonnenenergie, Erdwärme. Windener­
gie u.a. erreicht werden kann. Sobald 
die Energieversorgung durch diese 
alternativen Energieträger gesichert 
ist, sind auch bestehende Kernkraft­
werke stillzulegen. DiesesZielmuß un­
verzüglich angestrebt werden. Für die 
Erforschung von Alternativenergien, 
KOhletechnologie und Energieein­
sparung sollten - nach einer angemes­
senen Umstellungsphase von einigen 
Jahren - mindestens 50 %der gesamten 
Energieforschungsmittel aufgewendet 
werden. In der Zwischenzeif ist die Er­
haltung einer notwendigen Energiever­
sorgung vorallem durch rationelle und 
sparsame Nutzung, durch Steigerung 
von Wirkungsgraden in der Erzeugung 
und Anwendung sowie durch Nutzung 
von Abwärme sicherzustellen. 

Das in Gorleben geplante Entsor­
gungszentrum mit einer Wiederauf­
bereitungsanlage wird in der zur Zeit 
projektierten Form abgelehnt. Die 
Endlagerung radioaktiver Abfälle muß 
jedoch gewährleistet werden. 

Der Bau weiterer Kernkraftwerke 
wird abgelehnt: 
• 	 da nicht alle Anforderungen bei der 

Wiederaufbereitung und der End­
lagerung, an die Sicherheit beim 

. Kraftwerksbetrieb, beim Transport 
radioaktiver Stoffe erfUlIt &ind. 
Falls nicht bald das Problem der 
Endlagerung und der Sicherheit 
gelöst werden kann, sind konse­
quen terweise auch bestehende 
Kernkraftwerke stillzulegen; 

• 	 da nicht der Nachweis erbracht ist, 
daß ein Restenergiebedarf besteht; 

• 	 da nicht alle Alternativenergien ge­
nutzt sind. Alternativenergien sind 
der Kernenergie selbst dann vorzu­
ziehen, ~enn sie Mehrkosten ver· 
ursachen; 

• 	 da nicht alle Möglichkeiten zur 
Energieeinsparung genutzt sind. 
Hierzu gehört auch der Abbau uno 
gerechtfertigter Begünstigungen für 
Großverbraucher. 

Die F.D.P. fordert die Ausnutzung 
der Abwärme von Kraftwerken und 
Industriebetrieben zum Beheizen von 
Wohnungen in Bremen und Bremer­
haven. Außerdem sind die rechtlichen 
Voraussetzungen ,\U schaffen, um die 
Abgabe von Energie, die beim Betrei­
ben bestimmter Anlagen frei wird (z.B. 
Klärwerk Seehausen), an Dritte zu er­
möglichen. 

Arbeitslose sind 
nicht Menschen 
zweiter Klasse 
Das Recht des Bürgers auf Arbeit 

wird in Artikel 8 der Bremischen Lan­
desverfassung garantiert. Auch wenn 
es damit keinen einklagbaren Rechts­
anspruch auf einen Arbeitsplalz gibt, 
sind die politisch Verantwortlichen in 

Fortsetzung von Seite I Neue Freizeiteinrichtungen wie z. B. 
400-m-Eisbahn und Ausbau der 

Die Stadtregion Bremen mit einem Galopp-Rennbahn sind in Angriff zu 
Umland von rund 3 Millionen Einwoh­ nehmen. 
nern gehört zu den 10 größten Städten Für besondere Fremdenverkehrs­
der Bundesrepublik. Das Überregional gebiete wie z.B. den Schnoor fordert 
bedeutsame Freizeitangebot ist man­ die F.D.P. eine beweglichere Gestal­
gelhaft. Es ist daher notwendig, durch tung der Ladenschlußzeiten. Damit ist 
ein Bündel überregional ausgerichteter jedoch ni~ht die Vorstellung verbun­
Freizeitattraktivitäten diesen Mangel den, generell die Öffnungszeiten im 
auszugleichen. Einzelhandel zu verändern. 

Bremen in besonderem Maße ver­
pflichtet, diesem Recht auf Arbeit Gel­
tung zu verschaffen. 

Liberale Arbeitsmarktpolitik setzt 
sich rur humane Arbeitsplätze ein. Der 
Arbeitnehmer muß die Chance haben, 
sich im Arbeitsprozeß entfalten zu 
können. Die staatliche Förderung sqUte 
nur rur Arbeitsplätze zu menschenge­
rechten Arbeitsbedingungen gegeben 
werden. 

Liberale Arbeitsmarktpolitik setzt 
auf neue Arbeitsmärkte. Durch For­
schung von heute sind die Arbeitsplätze 
von morgen zu sichern. Die Gründung 
selbständiger Existenzen ist zu unter­
stützen. 

Staatliche Beschäftigungsprogramme 
sind insbesondere rur die Arbeitslosen 
vorzusehen, die nicht· in den Wirt­
schaftsprozeß eingegliedert werden 
können.' 

Arbeitslose sind keine'.Menschen 
zweiter Klasse,sie sich beui ngungslos 
unterzuordnen haben. Liberale Ar­
beitsmarktpolitik will daher den Arbeits­
platzsuchenden informieren und moti­
vieren, ihm Anregung geben ohne ihn 
zu bevormunden. 

Die Bremer F.D.P. bekennt sich im 
Grundsatz zu der Forderung, die vor­
handene Arbeit gerecht zu verteilen. 
Um dieses Ziel zu erreichen, sind fol­
gende Maßnahmen denkbar: 
• 	 energische Bekämpfung der Schwarz­

arbeit 
• 	 mehr Möglichkeiten für Teilzeit­

beschäftigung 
• 	 Verkürzung der Lebensarbeitszeit 
• 	 Verlängerung des Jahresurlaubs 
• 	 im Prinzip auch die Verkürzung der 

Wochenarbeitszeit, eine allgemeine 
Verkürzung der wöchentlichen Ar­
beitszeit ist nach Auffass ung der 
F.D.P. jedoch zur Zeit nicht das 
geeignete Mittel, neue Arbeits­
plätze zu schaffen. Es besteht die 
Gefahr, daß die schrittweise Ver­
kürzung der Arbeitszeit entweder 
vielfach durch Rationalisierung auf­
gefangenwird, ohne daß ein neuer 
Arbeitsplatz entsteht oder daß in 
einigen Bereichen Kostenbelastun· 
gen entstehen würden, durch die die 
Konkurrenzllihigkeit der deutschen 
Wirtschaft so stark leiden könnte, 
daß Arbeitsplätze verloren gingen. 

Arbeifsmarktpolitische 
Maßnahmen 

Die Sicherung qualifizierter Ausbil­
dung rur alle Jugendlichen ist aus 
menschlicher Verantwortung, aber 
auch aus zwingenden wirtschaftlichen 
und gesellschaftlichen Gründen not­
wendig. Es gilt heute diejenigen auszu­
bilden, die gegen Ende dieses JahrhlJ./l­
derts die wirtschaftliche Leistungsfä· 
higkeit und soziale Stabilität sichern 
müssen. 

Die F.D.P. fordert: 
• 	 den Ausbau der Berufsfachschule 

mit berufsqualiflZierendem Ab­
schluß rur die Bereiche der Berufs­
ausbildung, die die Wirtschaft allein 
nicht leisten kann, 

• 	 Einfachlehrberufe wie z.B. Maschi­
nenwerker, Autowerker, Werkstatt­
helfer, Gartenhelfer, Haushalts­
hilfe usw_, die auch Schülern mit 
geringerer Begabung die Chance 
einer beruflichen Ausbildung geben. 
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sehen wird und die Vorbereitung aufob Jugendfreizeitheime kostengün­ Es soll sicherstellen, .daß die grund-. kenhausbetten überwiegend auf Kosten Kinder gehören ~ eine 
das Altwerden schon in jungen Jahren stiger in vorhandenen Gebäuden ein­ gesetzliche Forderung nach gleichen der privaten Kliniken vorzunehmen. Familie geschieht.gerichtet werden konnen. Rechten von Mann und Frau auch im Leistungsflihige und wirtschaftlich ar­

Keine noch so durchdachte Erzie­ Im einzelnen fordert die F.D.P.: Jugendfreizeitheime müssen praktischen Leben befolgt wird. Es soll beitende Privatkliniken müssen erhal· 
hungsinstitution kann Eltern und . tenbleiben. grundsätzlich verboten sein, eine Frau I. 	Die konsequente Umsetz~ng des• 	 Zentrum und Treffpunkt aller
Farnilienatmosphäre ersetzen. Staat aufgrulld ihres Gesehlechtes gegen­ von der ED.P. mitgesta1teten Alten­Jugendlichen eines Stadtteils sein Krankenhäuser müssen als organisa­
und Gesellschaft müssen deshalb alles können; 	 _ über einem Mann zu benachteiligen. plans. torisch und wirtschaftlicheigenstän­
tun, um die Lebenslahigkeit und die 2: Die ältere Generation ist durch re­ dige Betriebe nach betriebswirtschaft­• 	 an Wochenenden und Ferien offen­ Der Wirkungskreis umfaßt alle Ge­
Erziehungskraft der Farnilie zu stärken. gelmäßige Veröffentlichungen über stehen; lichen Grundsätzen geführt werden. 

ihre Rechte und Möglichkeiten zu 
biete des Lebens in Beruf, Politik, 

Für das Beschaffungswesen, den• 	 neben sinnvoller Freizeitgestaltung Medien, Werbung, SteileDllu.sschre1­
Sorgeberechtigte mit einem oder meh­


Als Familie gelten ein oder mehrere 
auch außerschulische Jugendbil­ informieren. Dienstleistungsbereich und andere 

Versorgungsbereiche sind wirtschaft­
bang, BUdlUlg, Kultur, soziale Slchemng. 

dung ermöglichen. Gleichberechtigung heißt grundsätz­reren Kindern. Staat und Gesellschaft 3. Weiterer Ausbau der ambulanten 

müssen alles tun, Maßnahmen zur 
 Die F.D.P. sprichtsichnachdrückHch liche Verbundsysteme anzustreben. 

Überwindung der gesellschaftlichen 


lich gemeinsame Verantwortung von Hilfen. Dazu gehören . 
fUr eine verstärkte Förderung 'von Anstelle des bisherigen Chefarzt­Frau und Mann in Kindererziehung, • 	 Nachbarschaftshilfe 

Prinzips soll daS Kollegial-System an Jugendfreizeiten aus. Sie sind beson­ Einkommenserwerb und Haushalt.Isolierung der Familie zu ergreifen. •. Mahlzeitendienst auch für Sonn­
ders geeignet, Kindern und Jugend­ den Krankenhäusern eingeführt wer­Die gemeinsame Verantwortung muß Die F.D.P. fordert: Und Feiertage 	 ' 
lichen Gruppenverhalten zu vermit ­ den.in der gleichberechtigten Verteilung • 	 Verstärkung der pädagogischen Hil­ • sozialpflegerische . Dienste wie Fa­


fen in Form von Eltern- und Fami­
 tein. dieser Aufgaben zum Ausdruck kom­ Geeignete Krank!lllhäuser sollen ver­
lienbildungsmaßnahmen sowie 

milienpflege, Krankenpflege, Alten­
Wesentlicher Bestandteil liberaler men. pflege stärkt fniipraktizierenden Ärzten fUr 

durch Erziehungsberatungsstellen JugendpOlitik ist die Förderung außer­ Dabei soll der Staat weder direkt noch eine belegärztliche Tätigkeit geöffnet 
und den schulpsychologischen 

• 	 Altenerholung
schulischer Jugendbildung. DieF.D.P. indirekt eine bestimmte Aufgabenver· werden. 


Dienst; 

• 	 Altentegesstätlen

setzt sich daher für einen. verstärkten teilung vorschreiben oderfördern,son· Die Krankenhäuser sollen nach'dem • 	 Wohnungsvermittlung
Einsatz von Bildungsreferenten ein. dem die Entscheidung den Ehegatten • 	 Materielle Hilfen durch eine Fort­ Umfang der von ihnen angebotenen 

entwicklung des Kindergeldes, wo­
• Heimplatzvertnittlimg, bei der eine 

überlassen. Behandlungsmöglichkeitenin drei 
bei auch das erste und zweite Kind 

freie Wahl nachHrt,Att und Träger-' 
sein.Jugendv~rbände Für Frauen und Kinder, die aufgrund Versorgungsstufen eingeteilt und ent­

stärker berücksichtigt werden müß­
organisation gewährleistet

ihrer häusli.chen Verhältnisse Schutz Die Jugendverbände in Bremen er­ sprechend im Krankenhausbedarfs­
ten. Die Zeiten der Kleinkinder­

sollte. 
und Zuflucht suchen, fordert die F.D.P. bringen entsprechend ihrer Zielsetzung plan ausgewiesen werden. Die Versor· 

erziehung sind bei der Rentenbe­
• 	 Dienstleistungszentren

selbstverwaltete und öffentlich geför­eigenverantwortlich Leistungen fUr gungsstufen sind die 

rechnung der Eltern zu betücksich· 


mobilen Hilfsdienst. 
derte Frauenhäuser. junge Menschen. Wesentliches Merk­ Grund­

tigen. 
 mal ihrer Arbeit sind dabei die Prin· Regel­

AlleinerZiehende Mütter oder Vater 


Wobnenim Alter 
zipien der Freiwilligkeit und Selbstän­ Zentralversorgung. 


bedürfen der besonderen Unterstüt­

pamit der ältere Mitbürger solange Hilfen fur digkeit, der Spontaneität und Flexibili· Die.im Bereich der Akutversorgung 

zung durch den Staat. Die F.D.P. wird 
wie möglich in seinervertrauten Umge­

tät. Daher müssen Jugendverbande ge­ durch den Abbau der. Bettenkapazität bung bleiben kann, is.t das Wo hnrechtBehindertefördert und in die Lage versetzt wer· sich wie in der Vergangenheit nach­ freiwerdenden Räumlichkeiten sind in 
haltig rur die Einrichtung von Unter­

bei Stadtsanierungen besonders zu 
den, ihr Angebot zu erweitern. Nachsorge-und Pflegeeinrichtungenschützen.Behinderte, die durch die Foigenhaltsvorschußkassen im Lande Bre­ umzuwandeln.Für alte Menschen, die selbstäMigin einer Krankheit, als Opfer eines Ar­Jugendreligionenmen einsetzen. Für Kinder, die .. teil­ einer eigenen Wohnung leben wollen, beits- oder Verkehrsunfalls, auf grund weise oder ausnabmslos auf staatliche Die psychiatrische Versorgung Das Recht auffreie Religionsausübung sind in allen Wohngebieten, auch in von Erb- und Geburtsschäden in ihren Unterstützung angewiesen sind, sind rechtfertigt nicht die Ausnutzung von Stadtteilen mit alter Bausubstanz alters­ ist mangelhaft körperlichen, seelischen oder geistigen den individuellen Bedürfnissen des Kindern und Jugendlichen durch gerechte Wohnungen zu errichten. Funktionen beeinträchtigt sind, leben Kindes angemessene Tages- bzw. Pseudoreligionen und Heilslehren. Soweit Hilfe und Betreuung erforder· Gerade die psychiatrische Versorgung noch immer im Schatten unserer Ge­Dauerpflegestellen einzuriChten. Die Die F,D.P. fordert: Iich wird, sollte sie in zwei Stufen ange­ ist mangelhaft. Das liegt in der immersellschaft .. vom Bund durchgeftihrten Modellver­ • 	 genaue Untersuchungen und Offen­ boten werden: fortdauernden Tabuisierung des PN­Es ist unser Ziel, den Anspruch dieser suche "Tagesmütt~r" haben sich be­ legung deren Ziele; L 	 Apartementwohnheimebzw. Alten­ blems und der Isolierung, Diskrimi~Gruppen.auf. währt. Sie sollten auch in Bremen ein· • 	 bei nachgewiesenem Mißbrauch heime nach Apartementsystem, das nierung der psychisch Kranken in• Erziehung und Bildung gerichtet werden, um die Unterbrin­ den Entzug der Gemeinnützigkeit; 	 die größtmögliche Eigenständigkeit Großanstalten.• beruflicheAusbildungfürzukunfts­gung von Kindern in Krippen entbehr­ • 	 den Schutz vor Repressalien rur gewährt. Die F.D.P. fordert: orientierte Berufe und Arbeitsplätze lich zu machen. Menschen, die sich aus solchen 	 2. Altenpflegeheime mit Kurzzeitsta­ • Psychisch Kranke müssen körper~• ein menschenwürdiges Leben inFür Kinder, die aufgrund schwerwie­ Gruppen lösen wollen. 	 tionen, die durch aktivierende Pflege Iich Kranken gleichgestellt werden. unserer Gesellschaft mit weitgeh en­gender Schäden nicht mehr in private des alten Menschen einen Beitrag Aus diesem Grunde ist die Psychia­der Integration im Bereich Wohnen Pflegestellen vermittelt werden kön­ . Jugend und Drogen 	 zur Wiedererlangung seiner Ge· trie stärker als bisher in die Allge­und Freizeit, bei Sport und Erho­nen, muß die Erziehungshilfe durch Die Anstrengungen der Bremer Behör­	 sundheit leisten. meinmedizin zu integrieren. lung, im politischen uild kulturellen Unterbringung . in therapeutischen den bei der Bekämpfung des Drogen­ Die EinriChtungen der Altenhilfe • 	 Die Verbesserung der Versorgung LebenKinder- bzw. Jugendwohnheimen er­ mißbrauchs waren in den vergangenen sollten nach Möglichkeit mehrstufig 	 psychisch Kranker und Behinderter zu verwirklichen. folgen. Jahren zu gering und im Ergebnis ohne eingerichtet werden,' d.h. die unter­	 hängt entscheidend vom ftir sie zu­

Die Erziehung zur Selbständigkeit Erfolg. Die F.D.P. fordert: . , scbiedlichenFormen der Betreuung 	 ständigen therapeutischen Personal 
und Eigenverantwortung setztvoraus, .Die F.D.P. fordert daher: 1.. D!lrch gezielte . ()ffentlichkeits­ umfassen'.' i 	 ab. Dies muß sowohlzahlenmäßig 
daß die Lebensbedingungen im Heim • 	 eine gezielte und verstärkte Auf~ ~rbeit. das. ßewußtseirtderGesell~ ",I?JYc1\echte·,derSeniorel1ytlrtt~tv.ng . · ).,"yert1l.e\lr,talsci,lucb,gul\Utatill.K~~t\~~allen'Beteiligten verständlich' sind. "''"'schaft"tür" die NotWertdlgkeit! a~r der Stadtgemeinde 'Bremen s'ollen ver­ sert werden. 	 .klärilngsarbelt in den Schulen, am 
Langwierige bürokratische Verwal· Integration zu verstärken.. .Arbeitsplatz und im Jugendfreiteit­ stärkt werden. 	 • Schaffung ausreichender Nach­
tungsabläufe hindern die Entwicklung 2. Intensive 'Aufklärung und Koope, bereich; . sorge- und Rehabilitationsmöglich­
zum selbständigen Handeln. Die ration mit der Ärzteschaft, um auf 	 keiten.• 	 eine. größere staatliche Unterstüt· 
Heime sollten soweit wie möglich die Notwendigkeit und Bedeutung 	 • Heilpädagogen, Musik- und Ver­zung der Drogenberatungsstellen 
wirtschaftlich eigenständig arbeiten. der, Früherkennung .von Behinde- LiberaIe". Prinzipien haltenstherapeuten müssen Mög­und d.er mit ihnen eng zusammenar· 

Jugendwohngemeinschaften als Al­ . fj1ngen hinzuweisen und die.Ärzte lichkeiten gegeben werden, bei Kin­
ternative zur Heimunterbringung sind 

beitenden freien Organisationen; 
• den Aulbau und die Einrichtung ftir eine möglichst lückenlose Ein· auch in der 	 dern die Zunahme von Verhaltens­

zu fördern. einer Entziehungs· und Rehabili­ haltung der bestehenden Melde­	 störungen in Einzel- und Gruppen­
tationsstation im Krankenhaus Ost; und Beratungspflicht nach dem Gesundheitspolitik . . therapie abzubauen. Spielen geboten 

• 	 therapeutische Wohngemeinschaf­ BSHG zu gewinnel1. 
ten im Anschluß an den körper­ 3. Eine umfassende Beratung der Be· In einem freiheitlich~n Gesellschafts­ Sport und Freizeit Das ungestörte Spiel. ist ftif Kinder 
lichen Entzug. 	 hinderten bzw. ihrer Sorgeberech­ system muß auch im Gesundheits­eine Voraussetzung ftir ihre geistige Die F.D.P. räumt dem Sport einen tigten über die notwendigen und wesen, im Verhältnis Arzt-Patient die und seelische Entwicklung. hohen Rang ein; er entspricht der gro­Jugendhilfe gegen 	 möglichen Hilfen in Beratungs­ Entscheidungsfreiheit des einzelnenDie F.D.P. fordert daher: ßen Bedeutung des Sports rur die Bil­stellen, in denen Fachleute aus den . gewahrt bleiben. Jugendkriminalität• 	 ein großzügiges Angebot an Spiel­ dungs-, Sozial- und Gesundheitspolitik. Organisationen der Behinderten~ Die F.D.P. tritt daher für die unein­flächen und Freiraum, wobei Akti,,­ Der Sport kllnn dem Menschen helfen 

Immer häufiger werden in Bremen hilfe an der Beratung mitwirken geschränkte freie Arztwahl ein. Dies spielplätzen der Vorrang einzuräu­ • 	 seine Lebenssituation besser zu be­Straftaten VOll Kindern und Jugend· sollen. 	 muß auch ftir den stationären Bereich men ist. Eine ganztägige Betreuung­ wältigen4. Die Schaffung weiterer b!:hinder­lichen verübt. Insbesondere Eigen­	 gelten. ,der Plätze durch Eigeninitiative der • 	 sein physisches und psychischestengerechter undtums· und Gewaltkriminalität nehmen 	 AUsbildungs- Ambulante Versorgung Eltern sollte angestrebt werden. Wohibefinden zu stärkenzu. Hinzu kommen zunehmend Van· Arbeitsplätze im öffentlichen • Die ärztliche Versorgung muß im • 	 Spielstraßen Dienst wie in der privaten Wirt· Innenstadt- wie Stadtrand be­ • seine Gesundheit und Lebensfreude dalismus in Schulen, in Kindertages­	 im• 	 öffentliche und private Bauträger zu erhalten schaft. 	 reich Tag und Nacht auch am Wo­stättenund Jugendfreizeitheimen. Von sind zu verpflichten, Gemeinschafts· • 	 sich gesellschaftlich leichter zu inte­5. 	Den Ausbau der»Werkstätten für chenende gewährleistet sein. der Rauschgiftproblematik und der da­einrichtungen und Kinderspiel· grieren
mit verbundenen Folgekriminalität Behinderte". 	 • Die ärztliche Notfallversorgung ist stuben vorzusehen. 
ganz zu schweigen. 6. Stätten der Therapie und Beschäf­ zu verbessern, dabei ist auch der sta­ • 	 seine Freizeit sinnvoll zu gestalten 

undtigung für hochgradig Behinderte. tionäre Bereich in die NotfaUversor­Die Bremer F.D. P. ist nicht bereit, Kindergärten 
7. Pflegenester zur vorübergehenden gung mit einzubeziehen. • faire Verhaltensweisen zu entwik· sich mit diesen Tendenzenabzufmden. 'Der Kindergarten nimmt im Rahmen kein.

Wirfordem: 	 Aufnahme von behinderten Kin­ • ' Die wichtigsten Mittel zur Erhaltung des Bildungssystems die frühkindliche In unserer freiheitlichen Gesellschafts­dern. 	 der Gesundheit sind Vorsorge und • 	 eine umfassende gesetzliche Re­Erziehung und Bildung als eigenstän­ ordnung hilft der Sport an der Lösung 8. Wohnheime für Behinderte, die Krankheitsfrüherkennung. Dieform der Jugendhilfe; dige Aufgabe wahr. Er ergänzt und un­ von Aufgaben mit, die unsere Gesell­keine Farnilienangehörigen haben Maßnahmen der Gesundheitsvor­• 	 statt "Zuchtmitteln" und Sanktio­terstützt die familiäre Erziehung der schaft als ganzes angehen. Der gesell, 
nen der Straljustiz eine qualifi­ oder ihren Familien entwachsen sorge sind daher zu verstärken.Kinder ab dem vollendeten 3. Lebens­ schaftspolitische Stellenwert des Sports
zierte Erziehullgshilfe. 9. Die Beibehaltung eines individu­ Es ist anzustreben, die Versorgung jahr. Kindergärten sind darüber hinaus wird allerdings solange gering bleiben, ellen Behindertentransportes für der Bevölkerung mit Lebensmittelnin idealer Weise geeignet, das Zusam­ wie junge Menschen, die später die Ge· Schwerbehinderte, die keine öf­ mögiichst ohne chemische Behand~menleben von Ausländerkindern mit seilschaft formen werden, nicht aus­fentlichen Nahverkehrsmittel be­ lung zu gewährleisten. KosmetikaDie Kluft zwischen deutschen Kindern zu fördern. reichend Gelegenheit haben, selbstilUtzen können. 	 müssen auf .ihre Gesundheitsgefähr· 

Die F.D.P. fordert: Sport zu treiben und seinen Wert an 10. Die Umsetzung der Forderung der dungen hin staatlich kontrolliert wer­Verfassungsnorm• 	 die Aufstellung eines Bedarfsplans sich persönlich zu erfahren.Landesbauordnung nach behin-' den: Die Aufklärung über die Gefah­rur Kindergarten- und Hortplätze Zu unserer freiheitlichen Gesell­dertengerechtem Bauen, damit be· ren des A1koholgenusses, Tabakgenus­und WIrklichkeitunter Berücksichtigung der vorhan­ schaftsordnung gehört das .Recht ihrerhinderte Mitbürger sich so leicht, ses und Drogenkonsums müssen in­denen Einrichtungen der kommu­ Mitglieder, sich nach ihrem Willen in so einfach und so sicher wie mög­ tensiviert werden. ausfullennalen und freien Träger, der Jugend­ Vereinen und Verbänden zusammen­lich in unseren Städten bewegen 
Der Liberalismus vertritt die Selbst­hilfen sowie der Eltern-Kind-Grup­ zuschließen. Diese erflillen aus eigener können.

bestimmung und Selbstverwirklichung pen; freier Entscheidung wichtige und spezi­Kein staatliches Monopol imaller Menschen. Beide wurden in der • 	 eine verstärkte Mitwirkung der El­ elle Aufgaben, deren sich sonst der 
tern in den Kindergärten; Vergangenheit und werden in der Ge­ Hilfen für die Rrankenbauswesen Staat annehmen müßte. Sie dienen da­

genwart besonders stark den Ftauen • 	 eine engere Zusammenarbeit zwi­ mit der Bewahrung der Freiheit im 
schen Kindergarten und Schule. vorenthalten. ältere Generation Die F.D.P. will kein staatliches Mono~ Staate. Verbände und Vereine sind auf­

Wenn auch in weilen Bereichen die Eine liberale Politik fUr' ältere Mit­ pol im Gesundheitswesen. Das Neben­ grund ihrer hohen Sachkompetenz un­
Gleichberechtigung der Frau formal­Jugend und Freizeit bürger in Bremen hat von dem Grund­ einander von freigemeinnützigen, erläßliche Stützen einer funktionieren­

Kinder und Jugendliche sollen in rechtlich verwirklicht wurde, so ge­ satzauszugehen, daß der Meilschnicht staatlichen und privaten Krankenhäu­ den Demokratie. 

ihrer Freizeit ihre unterschiedlichen 
 währt doch die Gesellschaft der 'Frau nur in seinen jüngeren und mittleren sern gibt dem Patienten die Möglich­ Der Sport hat einen Anspruch aufge­
Neigungen und Interessen nach kultu­ immer noch einen geringeren Raum , Jahren. sondern auch im Alter Bedin­ keit, aus einem Angebot zu wählen und setzlieh abgesicherte finanzielle Unter­
reller und sportlicher Betätigung nach zur Selbstbestimmung und Selbstver­ gungen vorfinden' muß, die ihm die sehaffteine;,gesunde" Konkurrenz, die stützung durch die öffentliche Hand, 
Bildung und Erholung verwirklichen wirklichungaIs dem Mann. Diese Kluft Möglichkeit zur Entfaltung seiner indi­ angesichts der Kostenentwicklung un- . soweit die MiUel des Sports nicht aus­
können. zwischen Verfassungsnorm und Wirke viduellen Kräfte und zur Verwirkli­ erläßlich ist. reichen. Die Aufgabe der· staatlichen 

Daraus ergibt sich die Verpflichtung, Iichkeit ist endlich zu·überwinden. chung von Zielen anbieten. Wesent­ Die ED.P. wendet sich entschieden Förderung besteht nicht darin, den 
ausreichend Jugendfreizeitheime be­ liche Voraussetzung dazu ist, daß das. gegen die Absicht des Bremer Senats, Sport zu gängeln, sondern ausschließ­
reitzustellen, Es ist jeweils zu prüfen, 

Deshalb fordert die F.D.P.: 
Alter als positive Lebensphase ange- den Abbau des Überham,es an Kr."- Hr:h ri::trin clp:m ~T\nrt ,-t;"., Vn....,url"«" .... ein Antidiskriminierungsgesetz. 
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zungen lürdie Durchflihrung und Wei­
terentwicklung seiner Arbeit zu schaf­
fen. , 

Der Schulsport bietet die unwieder­
bringliche Möglichkeit, allen Bürgern 
in ihrer lerngünstigen Lebensphase 
Freude am Sport zu vermitteln, die 
über die Schulzeit hinaus ein Leben 
lang anhalten sollte. 
Jn der Schule muß ein Mindestmaß 

an. körperlicher Bewegung' gewähr­
leistet sein. 

·Die F.D.P. fordert daher mindestens 
drei Wochenstunden Sport flir alle 
Schüler. 

Insbesondere an den berufsbildenden· 
Schulen und den Sonderschulen ist der 
SportunterriCht mit absoluter Priorität 
weiter auszubauen. Voraussetzung flir 
den notwendigen Sportunterricht ist 
der Bau von ausreichend vielen Scbul­
turnhallen..Höchste Priorität baben 

dabei die Turnhalhin Obervieland, 
Columbusstraße, An\·Wasser, Börde­
straße, Hermann-Böse-Straße und 
Berufsschulzentrum. 

Interessierten Schülern ist ein wö­
chentlich 5- bis 6-stündiger .Leistungs­
kurs anzubieten. 

Sportliche Betätigung in der freien 
Zeit' der Bürger als Mittel def\3ktiven 
Erholung gewinnt eine immer größere 
Bedeutung. Diese sportliche Betäti­
gung kann gemeinschaftlich und nicht 
organisiert, leistungsbezogen und spie­
lend ausgeü bt werden. 

Freizeitsport ist Sport fürjedermann. 
Er muß daher flir alle Schichten und 
Altersstufen zugänglich sein. Dazu for­
dern wir: 
1. 	 Mehr Anlagen für Sport-, Spiel- und 

Trimmöglichkeiten. 
2. 	 Nutzung geeigneter öffentlicher 

Einrichtungen . (z.B. Schulhöfe, 
. Parkplätze) fUr Spiel- und Freizeit­

aktivitäten während der ungenutz­
ten Zeit. 

3. 	 Bereitstellung von Geräten, die auch 
den Ungeübten zur Selbständigkeit 
anregen. 

4. 	 Unterstützung von Freizeitange­
boten der Vereine flir vereinsge­
bundene Sportler. . 

5. 	 Angebote an Freizeitsport für alle 
(auch vereinsungebundenej"Bürger 
durch Vereine sowie Volkshoch­
schule, Jugendämter, Sozialämter, 
kirchliche, gewerkschaftliche und 
karitative Einrichtungen. 

6. 	 Schaffung von Freizeitparks und 
Naherholungsbereiche. 

7; 	 Ausgestaltungnichtmehrgenutzter 
An- und Abbauflächen ftir Erho­
lungszwecke. 

8. 	 Die zentralen Sportanlagen der 
Stadtteile sind so zu gestalten bzw. 
umzugestalten, daß sie von Behin­
derten benutzt werden können. 

Liberale Schulpolitik 

Die Schüler sind heute anders als 

früher. Anch Generationen der Heran­
wachsenden ändern sich im Laufe der 
gesellschaftlichen Entwicklungen. 
Diese Veränderungen wurden bei den 
Bemühungen um eine Schulreform 
nicht rechtzeitig erkannt und berück­
sichtigt. Daher sind grundlegende Vor­
stellungen, die fiir den Entwurf der 
Bremer Schulreform entscheidend 
waren, überholt. 

Den Heranwachsenden fallt es heute 
schwerer, ihren Standpunkt in der Welt 
zu finden. Überlieferte Ideale und 
Werte, an die sie sich halten könnten, 
sind verlorengegangen. In unserer 
Massen- und Konsumgesellschaft er­
fahren sie nur selten die notwendige 
Selbstbestätigung, die für die Entwick­
lung ihrer Persönlichkeit unverzicht­
bar ist. Es besteht die Gefahr, daß nicht 
wenige ohne Maßstäbe der Vereinze­
lung verfallen oder sich in die Aggres­
sivität gegen sich und die Umwelt 
!lüchten. Sie verlieren sich in Gesetz­
losigkeit bis zur Kriminalität, betäuben 
sich mit Rauschmitteln oder über­
höhen ihr Selbstwertgefühl im Dienste 
ideologisch oder pseudoreligiös ver­
erigtefHeilslehren.Ein freies Vertrau- . 
ensverhältnis zwischen Heranwach­
senden und Erwachsenen, zwischen 
Eitern und Kindern, zwischen Leh­
rern und Schülern wird erschwert. An 
den Schulen bleiben daher Unterricht, 
Förderung und Erziehung vielfach er­
folglos. 

Kinder und Jugendliche bringen 
heute weniger Lernbereitschaft oder 
aktive Lernfreude mit in die Schule. 
Die Lernfreude muß vom Lehrer mit 
methodischem Geschick, mit Beweg­
lichkeit und Ausdauer geweckt und 
wachgehalten werden. 

In ihrer Vereinzelung gelingt es vielen 
Heranwachsenden nicht, sich in eine 
Gemeinschaft einzugliedern. Es ist ein 
längerer Prozeß, bis in einer Klasse die· 
Spielregeln des menschlichen Mitein­
anders so selbstverständlich geworden 
sind, daß eine Gemeinschaft entsteht. 
Dazu sind kleine Gruppen unerläß­
lich. Außerdem bedarf dieser Prozeß 
einer sorgsam pädagogischen Hilfe­
stellung des Kiassenlehrers. Durch ein . 
überzogenes Fachlehrersystem wird 
Bindungslosigkeit gefordert. 

Die F.D.P. kämpft dafür, die Voraus­
setzungen zu schaffen, daß es unseren 
Lehrern und Lehrerinnen möglich 
wird, erfolgreicher die Entwicklung der 
Heranwachsenden zu selbstvemnt­
wortlichen Gliedern unserer Gesell­
schaft zu fordern und Fehlentwicklun­
gen einzelner zu mildern oder aufzu­
fangen. 

Die F.D.P. fordert daher' fUr alle 
Schulen: 

. 1. Fteie Wahl der Schule 
Eltern und Schüler müssen die Schule 

frei wählen können. Wir verlangen die 
Aufhebung der Schülerzuweisung 
durch die Behörde. 

2. Wettbewerb der Schulen 
Auch im schulischen.Bereich tritt die 

F.D.P. für Pluralität, Konkurrenz und 
Entwicklungsliihigkeit ein. Sie lehnt 
daherjeden Versuch ab, den Spielraum 
der einzelnen Schule und des! einzel­
nen Lehrers durch behördliche Verfü­
gungen und Erlasse mehr als unbe· 
dingt notwendig einzuschränken. ' 

3. Kleine Klassen 
Schrittweise sind die Klassenstärken 

auf 20-22 Schüler zu verringern, damit 
sich überschaubare Kiassengemein­
schaften bilden können, beginnend mit 

Primarstufe, Hauptschule und Orien­
tierungsstufe. In Sonderschulen soll 
die Klassenstärke je nach Art der Be­
hinderung auf 3-11 Schüler herabge­
setzt werden. 
4. Klassenlehrer und 

Klassenraum 
Besonders in der Primarstufe und der 

Sekundarstufe J muß der Klassenleh­
rer die Schüler so führen können\ daß 
die Heranwachsenden in einer Ge­
meinschaft heimisch werden. Diese 
Aufgabe kann er nur unter fOlgenden 
Voraussetzungen erfüllen: . 
• 	 Jeder Klassenverband muß einen 

eigenen Klassenraum haben. 
• 	 In der Primarstufe müssen etwa 2/3 

der Unterrichtsstunden, in der Se­
kundarstufe I ca 113 von dem Kias­
senlehrer erteilt werden. 

• 	 Dem Klassenlehrer wird von sei­
ner Unterrichtsverpflichtung eine 
Stunde zur Beratung der Schüler 
sowie zur Vorbereitung und Durch­
flihrung gemeinschaftlicher Veran· 
staltungen der Kiasse zur Verfügung· 
gestellt 

• 	 Die Lehrerbildung Wird zur Erfül­
lung dieser Ziele geändert (s. Pk\. 
17 dieser Wahlaussage). 

5. Keine Unterfrequenzabzüge. 
Kein UnterrichtsausfaIl 

Die Abzüge von Lehrerstunden pro 
Klasse, die ihre Schülersollzahl nicht 
erreichen, ist sofort in allen schul­
arten zu beseitigen. Dem Unterrichts­
ausfall aus Krankheits- und anderen 
Gründen ist durch eine Vergrößerung 
der Lehrerreserve zu begegnen. Schulen 
mit besonderen Schwierigkeifen, z.B. 
in sozialen Problemgebieten, erhalten 
eine ausreichende Anzahl an Verfu­
gungsstunden. 

6. Begrenzung der Unterrichts­
~ stunde pro Tag in Primarstufe 

und Sekundarstufe I 
In der Primarstufe ist an Vormittagen 

der Unterricht auf höchstens 5 Unter­
richtsstunden, in der Sekundarstufe I 
auf 6 UnterrichtsstUnden zu begrenzen. 

7. Musische Fächer 
und Sportunterricht 

Musische Fächer und Sport müssen 
ihren festen Platz im Unterricht erhal­
ten. Ihr Anteil an der Stundentafel 
sollte gegenüber den heutigen Verhält­
nissen ausgeweitet werden, als Aus­
gleich zur vorwiegend intellektuellen 
Aneignung von Wissen in anderen 
Fächern. 

Die musischen Fächer und der Sport 
erflillen wichtige Funktionen bei der 
Entwicklung des Heranwachsenden: 
• 	 Seine schöpferischen Kräfte .. kön­

nen sich entfalten, 
• 	 sein Gefühlsleben findet Ausdruck 

und Bereicherung, 
• 	 sein Gruppenverhalten wird geror­

dert, 
• 	. er kann Freude an Ausgleichstätig­

keiten finden, die es ihm als Erwach­
senen ermöglichen, seine Freizeit 
sinnvoll zu.nutzen. 

8. Förderung der praktischen 
Begabung 

Vornehmlich in der Sekundargtufe I 
muß einer theoretischen Überfrach­
tung des Unterrichts dadurch begegnet 
werden, daß ein verstärktes Angebotan 
praktischem Unterricht gerade für die 
Schüler angeboten wird, die durch 
überwiegend abstrakt theoretische An­
forderungen entmutigt werden. An 
jeder Sekundarstufe I sind unter Aus­
nutzung der vorhandenen Werkräume 

4-6 Werkstätten mit je einem Lehr­
meister einzurichten (z.B. fiir Kfz- und 
Elektrotechnik, für Holz-, Kunststotf-, 
Metall- und Textilverarbeitung, rur 
Druckerei, Buchbinderei, Fotografie 
etc.). 

9. Förderung ftir die Kinder 
ausländischer Arbeitnehmer 

Ausländerltindermüssen speziell ge­
rordert werden, damit sie nicht "deklas­
siert~ werden. Sie müssen das Leben 
bei uns meistern lernen und dennoch 
Bürger ihrer Heimat bleiben können. 
Dazu müssen ausreichend Lehrer für 
ihre Heimatsprnche und Landeskunde 
und Lehrer zum Unterricht in der deut­
sehen Sprache in Verantwortung der 
bremischen Schulbehörden angestellt 
werden. Ausländerkinder sollen vor 
ihrer Einschulung in altersgemäßen 
Voi-bereitungsklassen soviel Deutsch 
lernen, daß sie dem Unterricht folgen 
können. 

Es ist zu prüfen, 0 b der mutIersprach­
liche Unterricht als erste Fremdsprache 
angerechnet werden kann. 

Ulll l1ie GbI!Q~eJl.pei.der,S!llihe n/itfh
eiilem Ausbildungspla,tzzu ·yei'bes-. 
sem, sind besondere. Berufsvorberei­
tungsmaßnahmen vorzusehen. 

Für die einzelnen Schulstufen: 

10. Primarstufe (Grundschule) 
Die Primarstufen sollen in allen Stadt­

teilen erhalten.liIeiben - auch wenn sie 
ein zügig werden.und die Klassenstärke 
bis auf 15 Kinder absinkt. 

11. Orientierungsstufe 
Die F.D.P~ lehnt eine Orientierungs­

stufe nicht grundsätzlich ab. Aber sol­
che Reformen müssen sorg!liltig vor­
bereitet sein. Schrittweise eingefUhrt 
- nach dem Durchlauf des "Schüler­
berges~ - hätte sie durchaus mehr 
Chancengleichheit, Streßabbau· und 
Anregung flir die Kinder bringen kön­
nen. Die Einführung der Orientie­
rungsstufe im HHauruck-Verfahren" 
aber brachte fast nichts als Schwierig­
k.eiten: Die Klassenfrequenzen sind für 
eine Orientierung viel zu hoch, die Dif­
ferenzierung klappt nicht, Klassen­
räume fehlen, die Vorbereitung der 
Lehrer ist mangelhaft, trotz Zwangs­
versetzungen herrscht Lehrermangel 
und Unterrichtsausfall. Die F.D.P. 
setzt sich dafdr ein, soweit als möglich 
diese Mißstände kurzfristig zu besei­
tigen, das heißt: Kleine Klassen (siehe 
oben Nr. 3), mehr und besser vorbe­
reitete Lehrer. 

12. Sonderschulen 
Neben einem verstärkten Einsatz von 

Sonderschullehrern zur Beratung und 
Förderung von schwierigen Schülern 
sind die' unterschiedlichen Sonder­
schulen zu fordern und auszubauen: 
a) Kleinere Klassen fiir die Sonder-. 

schulen. Senkung der Klassenfre­
quenzen von zur Zeit 16 auf 11 
Schüler bis 1983. 

b) Mehrfachbehinderte Kinder sollten 
in kleinen Gruppen von 3-7 Schü­
lern unterrichtet werden. 

c) Für geistig behinderte, körperbe­
hInderte und mehrfach behinderte 
Kinder sind die Schulen mit Ganz­
tagsbetrieb einzurichten. . 

d) An den Sonderschulen muß ab 
Kiasse 5 eine Vororientierung auf 
mögliche Berufsfelder angeboten 
werden, ebenfalls mit Lehrwerk­
meistern in Schulwerkstätten. 

e) Für Sonderschüler ist ein freiwil­
liges 10. Schuljahr (10. Klasse) ein­
zurichten, das der Berufsfindung 
dienen soll. In diesem 10. Schuljahr 

sollte der Sonderschüler den Haupt­
schulabscnluß erreichen können. 
Es sind Unterstützungen nach dem 
Baf6g zu gewähren. 

13. Hauptschule 
Die Hauptschule erfüllt eine wichtige 

Aufgabe in unserer Gesellschaft. Sie 
muß daher fachlich und personell gut 
ausgestattet werden qnd in ihren Lern­
zielen besser als bisher auf die prakti­
sche Berufsausbildung vorbereiten. 

14 Ein einheitliches Gesamt­
. schulwesen wird abgelehnt 


Die Weiterentwicklung des Schulwe­

sens zu einelll' einheitlichen Gesamt­

schulsystem wird abgelehnt. Es sollen 

Gymnasien als alternatives Angebot 

gegenüber anderen Schulformen 

gleichberechtigt weitergeführt werden. 

Die weitere Einrichtung gemischter 

Sekundarstufen II (Gymnasien und be­

rufliche Schulen) darf erst dann vorge­

nommen werden, wenn die curricu­

laren Voraussetzungen dafür erarbei­

let und erprobt worden sind. An be­

stehenden Schulzentren ist zwischen 


. den verschiedenen Schulzweigen eine 
hehutsame Verzahnung des Unter­
richts anzustreben. . 

15. Gesamtschulen 
Die Gesamtschulen sind unter Aus­

wertung der in Bremen und bundes­
weit gemachten Gesamtschulerfah­
rungen weiterzuentwickeln. Insbeson­
dere sind die Formen der Differen­
zierung einer kritischen Überprüfung 
zu unterziehen. 

16. Keine Mammutschulen 
Mammutschulen tragen zur Verun­

sicherungdes einzelnen Schülers und 
Lehrers bei. In einer unüberschau­
baren, anonymen Einrichtung gewin­
nen sie vielfach weder menschlich 
noch räumlich ein vertrautes Bezie­

hungsfeld. Vor allem der Heranwach­

sende droht in dem Massenbetrieb 

unterzugehen.. Bei· Neubauten sollen 

folgende Schulfrequenzen nicht über­

schritten werden: 

auf der Primarstufe 300 Schüler, 

im Seli:undarbereich I 600 Schüler, 

·im,$ekundarberei<:h.·JI· 800. Schüler.. ,>,i. 
jeSChuhw;' "'";,1,,. "'l' .''' ... ',! 

17. Berußiche Schul~n 
Das System der Berufsausbildung im 

dualen System (betriebliche und schu­
lische Ausbildung nebeneinander) hat 
sich bewährt. Angesichts der großert 
Zahl junger Menschen, die einen Aus­
bildungsplatz suchen, ist der Staat je­
doch verpflichtet, in Ergänzung zu An­
strengungen der Wirtschaft und ins­
besondere des Handwerks fdr die Be­
reitstellung qualitativ. und qUantitativ 
ausreichender Ausbildungsplätze in 

zukunftsträchtigen Berufen zu sorgen. 


Die F.D.P. fordert daher: 
• 	 Alle Anstrengungen zu untemeh­


men, um der Wirtschaft Anreize zu 

bieten, verstärkt Ausbildungsplätze 

bereitzusteHen. 


• 	 Das Angebot von Ausbildungs­

plätzen bei Bahn, Post sowie ande­

ren öffentlichen Verkehrs-, Dienst­

leistungs- und Yersorgungsbetrieben 

ist Ober den eigenen Bedarf hlnaus 

zu vermehren. 


• 

• 	 Füreinen dann noch verbleibenden 
Restbedarf sind - gegebenenfalls 
vorübergehend':' Berufsschulklassen 
mit berufsqualIfiZierenden Abschluß, 
insbesondere im gewerblich-tech­
nischen Bereich, einzurichten. Die 
auf feste Berufsfelder ausgerichte­
ten Berufsschulen und Berufsfach­
schulen dürfen nicht auseinander­
gerissen werden. 

• 	 . Bemühungen um die Ausweitung 
des Anteils praktischer Kenntnisse 
sowie Förderungsmaßnahmen zur 
Erlangung der Berufsreife in den 
letzten Klassen der Sekundarstufe I 
haben Vorrang vor der Einführung 
eines allgemeinverbindlichen 10. 
Schuljahres. 

• 	 Ausländische Jugendliche sind ge­
zielt zu fordl:I1l, um auch ihnen das 
Erlernen ,eines qualifizierten Beru­
fes zu ermöglichen. 

18. Verfilgungsgeld ftir Schulen 
Jede S<;hule sollte entspreche'ld ihrer 

Schul stufe und Schulart ein Verfli­
gungsgeld fUr Kleinreparatur und Ver­
brauchsmaterial bekommen, damit 
nicht jede Rechnung getrennt mit der 
Behörde abgerechnet werden muß. Die 
Materialzuweisung soll sich nicht nach 
dem YoIjahresverbrauch richten. son-

dem nach dem tatsächlichen Bedarf. 
Das würde zu erheblichen finanziellen 
Einsparungen fUhren. 

19. Ausbildung der Lehrer ftir 
SeJrundarstufe I 

Die Ausbildung der Lehrer fUr die 
Sekundarstufe I ist bisher noch nicht 
zufriedensteUend gelöst. Die derzei­
tigeAusbildung in zwei Unterrichts­
!lichern ist nur für den Unterricht auf 
der Sekundarstufe II und fdr die theo­
retisch gut Begabten der Mittelstufe 
(Gymnasium) ausreichend. Der Lehrer 
der Sekundarstufe I muß dagegen die 
Lehrbefähigung in 34Fächern(2Haupt­
fächern, 1-2 Nebendidaktiken) erwer­
ben. Dem nur in 2 Fächern ausgebil­
deten Lehrermuß die Mögllchkeit zum 
Erwerb weiterer Lehrbefähigungen ge­
geben werden. 

20. Bessere Lehrerausbildung 
an der Bremer Universität 

Der Gesetzgeber stellt an die Lehrer­
ausbildung Anforderungen, die von 
der Universität nichtinausreichendem 
Maße erflillt werden. 
a) Die Studiengänge müssen breit 

genug angelegt· werden; sie be­
dürfen einer gründlichen Über­
prüfung und Weiterentwicklung. 

b) Die Studierenden müssen lernen, 
selbständig wissenschaftlich zu ar­
beiten: 
Der Studierende muß angeregt wer­
den, sich aus freiem Erkenntnis­
streben Nicht-Gelehrtes selbstän­
dig zu erarbeiten. Dafiir muß ihm 
in der zweiten Hälfte des Studiums 
ausreichend Zeit zur Verfligung 
stehen. In der Prüfung sollte der 
Kandidat auch an Selbsterarbeite­
tem sein Können zeigen. 

c) Der Lehrerstudent muß während 
seines Studiums mehr schulprak­
tische Erfahrungen sammeln. Der 
Studierende erteilt gegenwärtig zu 
wenig Unterricht, um an sich selbst 
erfahren zukölinen, welch hoheAn­
forderungen der Lehrerberuf, an 
den Leistungswillen des Lehrers, an 
sein didaktisch-methodisches Kön­
nen und seine pädagogischenFähig­

·.. ,k.eilen' ;stent~;i&kmussen'. OrganiJ 

'si!t1o'iI:sfdrmen'''gellli'ideii' werden;';' 
die einen wirksamen Bezug zwi­
schen Theorie und Praxis ermög­
lichen. 

21. Referendarausbildung. 
Es sind klarere Voraussetzungen zu 

schaffen, daß nur Lehrer in den Schul­
dienst ubernommen werden, die den 
Anforderungen in der Unterrichts­
und Erziehungsarbeit gewachsen sind. 


Dazu gehören: 

• 	 Die Referendarausbildung für Leh­


rer wird wieder auf24 Monate ver­

längert. 

Der Eigenunterricht der Referendare 

. 	wird, nicht bedarfsdeckend ange­
rechrlet, sohdern unter Begleitung 
durch den Fachlehrerdurchgeführt. 

• 	 Das wissenschaftliche Institut rur 

Schulpraxis wird sofort personell er­

weitert, daß die Fachleiter in die 

Lage versetzt werden, neben ihren 

sonstigen Verpflichtungen die Refe­

rendare entsprechend den Forde­

rungen des bremischen Lehreraus­

bildungsgesetzes auszubilden. Dies 

bedeutet eine Verkleinerung. der 

Praxisgruppen. 


• 	 Als Fachleiter dürfen nur Lehrer 

eingesetzt werden, die pädagogisch· 

wie didaktisch-methodisch· über­

durchschnittlich geeignet sind und 
über langj~hrige Unterrichtserfah­
rungen in dem Schulbereich verfü· 
gen, für den sie Referendare aus­
bilden. 

22. POichtstnndenzahl und 

Lehrerbesoldung: Gleicher 

Lohn ftir gleiche Arbeit . 


Der Grundsatz: Gleiche Arbeit - glei­
cher Lohn gilt dank der SPD-Politik in 
der bremischen Lehrerbesoldung nicht 
mehr. Der erfahrene OHR-Lehrer, 
der die herkömmliche AusbW:lung 
durchlaufen hat, wird schlechter besol­
det und hat eine höhere Pflichtstunden­
zahl als derjenige, der unmittelbar nach 
seiner Ausbildung an der Universität 
Bremen als Stufenlehrer in den Schul­
dienst eintritt obwohl beide in den­
selben Klassen dieselben Flicher unter­
richten! Die F.D.P. hat sich mit Nach­
druck gegen diese .Zwei-Klassen-Leh­
"""'t'co,..h,,,f'+" ...H ............ ____ t.._--.: 




DAS BREMER LIBERALE PRUGRAMM 

Es ist entscheidende Aufgabe der 
KUlturpolitik, alle Bereiche des gesell­
schaftlichen und politischen Lebens zu 
durchdringen und Ziele zu formulieren. 
Inhalte und Maßstäbe politischen Han­
delns sind auch aus der Kultur abzu­
leiten und an ihr zu messen mit dem 
Ziel der Selbstverwirklichung des Men­
schen. 

UberaleKulturpolitik muß daraufge­
richtet sein, dem Bürger Anstöße zur 
Selbstverwirklichung zu geben und 
seine Phantasie, schöpferische Kraft 
und Eigeninitiative stärker als bisher 
ZU fördern, die er allein in der Arbeits­
und Wirtschaftswelt nicht erreichen 
kann. 

Die Bildungspolitik verfolgt gegen­
wärtig das Ziel, aufdie Arbeitswelt und 
die Forderung einer leistungsgesell­
schaft vorzubereiten. 

An den bestehenden Bildungsein­
richtungen in B·remen werden die kul­
turell emanzipatorisch wirkenden In­
halte zurückgedrängt. 

Kulturpolitik ist Förderer ­
nicht Schiedsrichter über Kunst 

Liberale Kulturpolitik sieht ihre Auf­
gabe in der Förderung aller kreativen 
Kräfte und in der Bewahrung des kul­
turellen Erbes, ohne sich die Rolle eines 
Schiedsrichters anzumaßen. 

Liberale Kulturpolitik fordert deshalb 
kritische und unbequeme Kunst ge­
nauso wie herkömmliche Kunst­
formen. 

Kultur 

Kulturzentrum Schlachthof 

Die F.D.P. unterstützt die Bemühun­
gen, den ehemaligen Schlachthof als 
Kulturzentrum zu nutzen, damit alle, 
die sich künstlerisch betätigen wollen, 
Räume rur ihre Arbeit und ihre Dar­
stellungen haben. 

Die F.D.P. unterstütztdie Bemühun­
gen, den Schlachthof rur Theaterauf­
ruhrungen zu nutzen. 

Theater 
Die vorhandene Vielfalt der bremi­

sehen Theater ist zu erhalten und aus­
zubauen. 

Dem Ballett ist eine erweiterte Wir­
kungsmöglichkeit gerade auch in Rich­
tung aufein choreographisches und ex­
perimentelles Ballett einzuräumen. 

Das Niederdeutsche Theater verdient 
weitere Förderung und Unterstützung. 

Die Erhaltung und Entstehung von 
Privattheatern ist im Interesse eines 
vielseitigen Angebotes nachhaltig durch 
Zuschüsse zu rordern. 

Laienspielgruppen aller Art, wie z,B. 
die Speeldeels, verdienen besondere 
Unterstützung. Spiel- und Probemög-

Iichkeiten 'damr sind in den Schulen 
bereitzustellen. Die Aus- und .Weiter­
bildung von Spielleitern ist zu fördern. 

Bildende Künste 
Die bisherigen Maßnahmen der Kul­

turpolitik und die Kunsterziehung an 
den Schulen haben in der BeVlilkerung 
kein vertieftes und erweitertes Ver­
ständnis rur die zeitgenössischen bi!-

Musikwesen 
Die Konzertsäle in der Innenstadt 

(Glocke) sind zu klein und überaltert, 
um genügend Publikum zu angemes­
senen Preisen aufzunehmen. Daher 
sollte eine vorhandene private Initia­
tive, die das Ziel verfolgt, neben der 
allgemeinen Renovierung der Glocke, 
einen fehlenden - ca. 800 Plätze um­
fassenden Saal rur Kammer-, Kirchen­
und Laienmusikveranstaltungen zu 
schaffen, gefördert werden. 

Die Jugendmusikschule ist so zu er­
weitern, daß in Zukunft nicht mehr 
eine hohe Anzahl von Aufnahme­
suchenden zurückgewiesen werden 
muß. 

Es sollte ein Forum rur hiesige Kom­
ponisten und Interpreten aller Sparten 
eingerichtet werden, damit diese ihre 
Werke vor einem größeren Publikum 
auffuhren können. 

den den Künste hervorgerufen. 
Die Kunstpräsentation an und in öf­

fentlichen Gebäuden ist, gemeSsen an 
der Vielfalt der bildenden Künste, auch 
kaum in der Lage, die notwendigen 
emanzipatorischen Impulse auszu­
lösen. 

Staatliche Förderungsmaßnahmen 
müssen dem Pluralismus der bilden­
den Künste entsprechen_ Vom Staat 
eingesetzte Jury's dürfen nicht einsei­
tig nur eine Kunstrichtung berücksich­
tigen. 

Künstlerförderung 
Aufgabe der Künstierförderungist es 

nicht, den Künstlern das ökonomische 
Risiko abzunehmen, sondern die wirt­
schaftlichen Voraussetzungen rur die 
Entstehung von Kunst zu gewährlei­
sten. 

Die Förderung darf nicht nach einem 
bestimmten Ku nst begriff erfolgen. 

Vorrangig sind Förderungsmaßnah­
men einzusetzen, die eine Hilfe zur 
Selbsthilfe darstellen und die darüber 
hinaus zur gesellschaftlichen Integra­
tion der Künstler und der Kunst ruhren. 

Die zur Verfügung stehenden Mittel 
sollten überwiegend zur Förderung 
freischaffender Künstler eingesetzt 
werden. 

Mindestens 50% der Mittel sollten 

nur im Rahmen von überörtlich auszu­
schreibenden Wettbewerben bzw. 
Bewerbungen vergeben werden_ 

Kunst- und Künstlerforderungistauch 
dad urch zu betreiben, daß in Stadtsa­
nierungsvorhaben (z.B. Vegesack, 
Ostertor/Remberti) Künstlerquartiere 
mit Ateliers, Schulungsräumen (z.B. 
rur Musik und Ballett), Kunstgewerbe 
und Galerien geschaffen werden. 

Volkshochschule 
Der Volkshochschule kommt die be­

sondere Aufgabe,zu, im Rahmen der 
weiterbildung den Menschen ein um­
fassendes Angebot zur schöpferischen 
Betätigung zu machen. Die F.D.P.lehnt 
eine Einengung des Auftrags der Volks­
hochschule aufgrund einseitiger pOli­
tischer Vorgaben ab. Die Volkshoch­
schule muß insbesondere in den Außen­
bezirken ihr Angebot verstärken. 

Stadtbildgestaltung und 
Denkmalschutz 

Angesichts der Gefahr, daß unsere 
Städte zunehmend gesichts/oser wer­
den, geht es darum, die als humanen 
Lebensraum zu erhalten. Dem Abbruch 
historischer Bauwerke und ganzer Stadt­
teile muß Einhalt geboten werden. Die 
F.D.P. tritt allen Tendenzen entgegen, 
die Stadtplanung nur unter funktio­
nalen und wirtschaftlichen Gesichts­
punkten zu sehen. 

Die gesellschaftliche und wirtschaft­
liche Entwicklung eines Landes hängt 
immer stärker von der leistungsfähig­
keit seiner wissenschaftlichen Insti­
tutionen ab. Staat und Hochschulen 
schaffen rur diese Leistungsfähigkeit 
die notwendigen Voraussetzungen 
durch eine wissenschaftlich fundierte 
Bildung und durch praxisorientierte 
Ausbi/dungund Forschung. Die Hoch­
schulen im Lande Bremen müssen sich 
ständig bemühen, diesen Ansprüchen 
der Gesellschaft gerecht zu werden. 

EinerfeststeUbaren Apathie und poli­
tischen Zurückhaltung von Studenten 
muß entgegengewirkt werden. 

Die ED.P. fordert deshalb eine Novel­
Iierung des Hochschulrahmengesetzes 
mit dem Ziel: 
L der gesetzlichen Verankerung der 

Verfaßten Studentenschaft mit den 
Rechten der Satzungsautonomie 
und Finanzhoheit, damit sie soziale 
und kulturelle Belange der Studen­
ten wahrnehmen, überregionale 
und internationale Studentenbezie­
hungen pflegen sowie die politische 
Bildung und das staatsbürgerliche 
Verantwortungs bewußtsein ihrer 
Mitglieder fordern kann. 

2. 	 der Abschaffung des Ordnungs­
rechts. 

3. 	 der Abschaffung der Regelstudien­
zeit. 

Organisation des 
Hochschulwesens 

Vor der Einrichtung einer Gesamt­
hochschule müssen Maßnahmen er­
griffen und gefordert werden, die eine 
Integration erleichtern. 

Dazu gehören: 
• 	 Abstimmung des Lehrangebotes an 

Fachhochschulen und Universi­
tät 

• 	 Gemeinsame Durchruhrung ein­
zelner Projekte 

• 	 Zusammenfassung von Verwal­
tungseinheiten etc. 

Hochschule und Fortbildung 
Uberale treten rur das Prinzip "lebens­

langen Lernens" ein. Dies bedeutet rur 
Absolventen von wissenschaftlichen 
Studiengängen Auffrischung und Er­
weiterung ihres Wissenstandes in 
regelmäßigen Abständen (Kontaktstu­
dium). Fortbildungsangebote müssen 
aber auch rur jene geschaffen werden, 
die keine Ausbildung an einer Hoch­
schule haben. 

Studienberatung und Anfänger­
fOrderung 

Soweit Studienanfanger der beson­
deren Förderung bedürfen, um ihre 
Studienziele im gewählten Fach- oder 
Lernbereich zu erreichen (z.B. Aus­
länder, Nichtabiturienten), soUte die 
Hochschule Orientierungssemester 
ohne Anrechnung aufdie Höchstdauer 
anbieten. Al le Studierenden haben An­
spruch aufeine fachliche Beratung beim 
Aufbau und während des Studiums. 

Liberale Hochschulpolitik 
I 
Reform der Reformuniversität 

Die Universität Bremen hat ihren 
Reformanspruch bisher nicht umge­
setzt. 

Die Ausbildung an Hochschulen,be­
darf regelmäßiger und durch geeignete 
Verfahren abgesicherter, obiektiver 
Überprüfung. Für Bremen bedeutet 
dies, daß zentrale Reformelemente wie 
integrierte Eingangsphasen, Projekt­
studium oder Prüfungssys(em begut­
achtet werden müssen und daß nach 
aufarbeitender Diskussion mit exter­
nen Gutachtern und Vertretern von 
Hochschule und Staat entsprechende 
Konsequenzen gezogen werden müssen, 
Beschränkungen der Mobilität sind ab­
zubauen durch geeignete Verfahrens­
weisen, die Studienplatzwechsel und 
Auslandsstudium mrdern. 

Es ist außerdem erforderlich, daß 
unter Berücksichtigung hochschul­
didaktischer Erkenntnisse ein überre­
gional vergleichbarer Mindeststandard 
der Leistungen festgelegt wird. Damit 
soll insgesamt gewährleistet werden, 
daß die Studienabschlüsse in Bremen 
mit Abschlüssen an anderen Universi­
täten vergleichbar sind und Absolven­
ten vergleichbare Berufschancen haben, 
ohne daß der Refonnanspruch der Uni­
versität unterlaQfen wird. Die gesetz­
lichen Regelungen der Prüfungsver­
fahren sollen dim Kandidaten anderer­
seits angesichts unsicherer .Berufsper­
spektiven fUr Akademiker ein Höchst­
maß an rechtsstaatlichem Schutz bieten. 

Der auf Initiative der F.D.P. im bre­
mischen Hochschulgesetz verankerte 
Hochschulbeirat soll als Bindeglied 
zwischen Universität und Gesellschaft 
dazu beitragen, auf beiden Seiten be­
stehende Vorurteile und Spannungen 
abzubauen. Diese Chance sollte von 
der Universität und von der Wirtschaft 
genutzt werden. 

Das bisherige Angebot an Studien­
gängen ist sinnvoll abzurunden durch 
Studienangebote in den Bereichen Pro­
dUktionstechnik oder Geowissen­
schaften. Es ist ferner zu überprüfen, 
ob im Bereich "Entwicklungshilfe" und 
"Lebensgestaltung außerhalb der Ar­
beitszeit" Studienangebote gemacht 
werden können. 

Die Ausbildung an Hochschulen soll 
sich nicht nur auf den Erkenntnisbe­
relch beschränken, sondern als Bil­
dungskomponente der Herausbildung 
von Einstellung und Verhaltensmög­
lichkeiten dienen. Ohne Erziehung 
zum Mut und Mut zur Erziehung wird 
dies nach liberaler Auffassung zu einer 
verkürzten Ausbildung von verantwor­

tungsblinden Technokraten und Wis­
senschaftlern fUhren. Der Student soll 
im Studium erfahren, daß mit der Posi­
tion des Akademikers gesellschaftliche 
Verantwortung verbunden ist. 

Die Verwaltungsabläufe an der Uni­
versität müssen so gestaltet werden, 
daß Lehre und Forschung optimal ge­
mrdert werden. Dazu gehört die Trans­
parenz der Entscheidungsgänge, die 
gezielte Information über Ressourcen 
und ein nicht übermäßig kompliziertes 
Verfahren, um zu solchen zu gelangen. 
Die Ausstattung der Universität muß 
verbessert werden. In einigen Studien­
gängen ist die alsbaldige Einrichtung 
eines Mittelbaus unerläßlich. 

Pluralismus des Lehrkörpers 
Die Gestaltung der Ausbildung muß 

sicherstellen, daß der Student ein brei­
tes Spektrum an wissenschaftlichen 
Theorien kennenlernen kann. Soweit 
dieses Ziel in einzelnen Studiengängen 
wegen einseitiger Zusammensetzung 
des Lehrkörpers nicht gewährleistet 
wird, ist bei weiteren Berufungen ge­

mäß den Anforderungen der Studien­
ordnungen ein entsprechend breites 
Spektrum im Hochschullehrerkörper 
herzustellen. 

Forschung an der Universität 
Es muß das elementare Interesse der 

Universität sein, als Forschungsstätte 
national und international anerkannt 
zu werden, dies gilt insbesondere hin­
sichtlich der Anerkennung durch die 
Deutsche Forschungsgemeinschaft. 
Für die F.D.P. hat Drittmittelforschung 
keine schlechtere Qualität als diejenige, 
die ausschließlich aus Steuermitteln 
finanziert wird. 

Fachhochschulen und Hoch­
schule in Bremerhaven 

Das Studienangebot der Fachhoch­
schulen muß auf die Anforderungen 
der HochschUlgesetze ausgerichtet 
werden. Die Flichervielfalt muß zu­
gunsten einer mehr exemplarischen 

Stoffauswahl überprüft werden. Der 
Student muß mehr Gelegenheit zur ei­
genen Arbeil bekommen, auch im Rah­
men einer verstärkt methodischen 
Ausbildung, die ihn flexibel macht. 
Wenn die Studentenzahl an Fachhoch­
schulen gesenkt wird, besteht die 
Chance einer Verminderung der Lehr­
verpflichtung der Hochschullehrer. 
Nur so kann ein didaktisch und wis­
senschaftlich hochwertiges Lehrange­
bot gemacht werden. Sinkender Nach­
frage bei den Fachhochschulen muß 
mit gezielt er Werbung begegnet wer­
den. Die Weiterbildungsfunktion von 
Fachhochschulen rur erfahrene Prak­
tiker sollte als Beitrag zur Kapazitäts­
auslastung verstärkt werden. 

In der Hochschule Bremerhaven ist 
zusätzlich ein Studiengang "Entwick­
lungshilfeingenieur" einzurichten. 

Außeruniversitäre Forschungs­
einrichtungen 

Das Land Bremen ist mit außeruni­
versitären Forschungseinrichtungen 
gemessen am finanziellen Aufwand 
pro Kopf der Bevölkerung am schlech­
testen von allen Bundesländern ver­
sorgt. Es ist deshalb dringend geboten, 
neben den vorhandenen Instituten rur 
Oberllächentechnik in Bremen-Nord 
weitere außeruniversitäre wissenschaft­
liche Forschungseinrichtungen im 
Lande Bremen anzusiedeln. 

Die F.D.P. unterstützt die Absicht, 
eil1 antarktisches Forschungsinstitut in 
Bremerhaven anzusiedeln. 

Sicherheit - Inneres - Jus,tizpolitik 

Bürger und Staat 

Liberale Politik glaubt nicht, Staat 
und Gesellschaftendgültiggestalten zu 
können und vollständig gestalten zu 
müssen. Liberale Politik schützt und 
rordert die größtmögliche Freiheit rur 
die größtmögliche Zahl von Bürgern 
gegenüber dem Staat und gegenüber 
gesellschaftlichen Zwängen. Liberale 
Politik muß sich zunehmend aberauch 
darin bewähren, Staat und Gesellschaft 
vor den Übergriffen organisierter Ein­
zelinteressen zu schützen. Staatliche 
Entscheidungen und ihre Abläufe 
müssen für den Bürger durchsichtig 
sein. Verantwortlichkeiten müssen klar 
erkenn bar bleiben. 

Bürgerinitiativen. Nicht eine 
Gefahr für die Parlamente, 
sonderu eine belebende 
Ergänzung 

Bürgerinitiativen sind Ausdruck des 
lebendigen demokratischen Bewußt­
seins und des sozialen Engagements. 
Sie sind Reaktionen auf die vom Bür­
ger empfundene Distanz zu Verwal­

tungen und Parteien. Die engagierte 
Anteilnahme der Bürger an politischen 
Entwicklungen und Maßnahmen durch 
Bürgerinitiativen verdient Förderung. 
Bürgerinitiativen stellen nicht - wie 
vielfach behauptet wird eine Gefahr 
rur das parlamentarische System dar, 
sondern beleben die Arbeit von Parla­
menten und Parteien. Sie bieten ihren 
Teilnehmern die Chance zur kritischen 
Beteiligung und zu demokratischem 
Handeln. Sie tragen dazu bei, politische 
Entscheidungen durchsichtiger und 
öffentlicher zu machen und zwingen 
Politiker, sich mit den Wünschen der 
Bevölkerung auseinanderzusetzen. 

Dennoch sind Bürgerinitiativen in­
folge ihrer Bindung an ein zeitlich und 
thematisch begrenztes Problem kein 
Ersatz rur Parteien_ Wahrend Parteien 
gesamtgesellschaftliche Interessen be­
rücksichtigen müssen, verfolgen Bür­
gerinitiativen von ihrer Funktion her 
auch Ziele, die nicht im Einklang mit 
den gesellschaftlichen Bedürfnissen 
stehen müssen. 

Beteiligung an Planungs­
prozessen 
• 	 Den interessierten Bürgern sind 

notwendige Informationen über 
Planungsprozesse zur Verrugung zu 
stellen; . 

• 	 Planungskonzepte der Verwaltung 
und Vorschläge von Bürgern sind 
in Hearings mit den Beiräten und 
Deputationen zu erörtern; 

• 	 die Ausschußsitzungen des Parla­
ments und der Beiräte sind, soweit 
nicht zwingende Gründe es verbie­
ten, rur die Öffentlichkeit zugäng­
lich zu machen. 

Direktwahl der Beiräte 

Die in der Stadt Bremen bestehenden 
Orts- und Stadtteil beiräte sind in her­
vorragender Weise geeignet, die Betei­
ligung der Bürger an politischen Ent­
scheidungen im örtlichen Bereich 
sicherzustellen. 

Die Beiräte haben im Bewußtsein der 
Bürger die Funktion einer örtlichen 
Gemeindevertretung übernommen. 
Die rechtliche Konstruktion als dem 
Innensenator zugeordnete, lediglich 
beratende Verwaltungsaus.~chüsse wird 
dieser tatsächlichen Bedeutung in kei­
ner Weise gerecht. 
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Die F.D.P. fordert daher: 
• 	 Die Beiräte sind vom Bürger direkt 

zu wählen. 
• 	 Die Beiräte sollen begrenzte Haus­

haltsmittel zur eigenen Verfligung 
erhalten. 

• 	 Die Beiräte sind nicht als Verwal­
tungsausschuß TeH der Innenver­
waltung, sondern werden der Stadt­
bürgerschaft zugeordnet. 

• 	 Alle im Beirat vertretenen Frak­
. tionen müssen stimmberechtigt in 

den von einzelnen oder mehreren 
Beiräten gebildeten Ausschüssen 
vertreten sein. 

• 	 Die Kompetenzen der Beiräte sind 
neu zu regeln und fest ZU um­
grenzen. 

Die RD.P. tritt ror eine 
umfassende Mitwirkung und 
Mitbestimmung der Bürger auf 
allen Ebenen ein 

Liberale Politik will dem einzelnen 
Menschen jenen Freiheitsraum schaf­
fen und erhalten, der die Voraussetzung 
zur Selbstbestimmung des einzelnen 
in Staat und Gesellschaft bildet. Die 
F.D.P. tritt daher flir eine umfassende 
Mitwirkung und Mitbestimmung der 
Bürger aufallen Ebenen ein. 

Die Forderung nach Mitbestimmung 
findet jedoch dort ihre Grenzen, wo 
sie die Rechte anderer einschränkt und 
Privilegien zu Lasten der Allgemein­
heit scham. 

Die von der SPD eingeflihrte paritä­
tischeMitbestimmung in Betrieben, an 
denen die öffentliche Hand mit mehr 
als 50% beteiligt ist, wird von der F.D.P. 
abgelehnt. Die Wahrnehmung öffent­
licher Aufgahen der Daseinsvorsorge 
darf nicht zur Disposition der zufallig 
in dem Betrieb Beschäftigten gestellt 
werden. , 

Das Bundesverfassungsgericht hat in 
bisher zwei Fällen Regelu ngeq des bre­
mischen Personalvertretungsrechts fUr 
verfassungswidrig erklärt. Die F.D. P. 
spricht sich damr aus, das Personalver­
tretungsgesetz einer umfassenden ver­
fassungsrechtlichen Prüfung zu unter­
ziehen. 

Die von der SPD vorgesehene weit­
gehende Mitbestimmung fUr Mitarbei­
ter von Radio Bremen wird abgelehnt. 
Der Rundfunk ist der Informations­
träger der Allgemeinheit. Es müssen 
daher die gesellschaftlich relevanten 
Gruppen unserer pluralistischen Ge­
sellschaft gemeinsam das Sagen haben. 
Die EntSCheidung über Umfang und 
Inhalt des Programms darf nicht von 
den 	Rundfunkmitarbeitern getroffen 
werden. 

Stärkung der Qppositionsrechte 
und der Parlamentsminderheiten 

Eine wirksame parlamentarische De­
mokratie fordert die Sicherung der 
Rechte von Minderheiten und Oppo­
sition vor Machtmißbrauch der Mehr­
heit. Hier in Bremen zeigen sich die 
schädlichen Auswirkungen der Allein­
herrschaft einer Partei immer deutlicher. 
Absolute Mehrheit verfUhrt zu Macht­
mißbrauch. 

Die F.D.P. fordert daher: 
• 	 Jeder in der Bürgerschaft vertretenen 

Partei steht ein Grundmandat in al­
len Deputationen und deren Aus­
schüssen sowie in allen ständigen 
und nichtständigen Ausschüssen 
der Parlamente zu, unabhängig von 
der Größe dieser Gremien. 

• 	 Nicht alle Sprecherpositionen ge­
hören in die Händederjeweils stärk­
sten Fraktion. Das große Parteien 
einseitig begünstigende Zählver­
fahren d'Hondt ist zu ersetzen durch 
das Verfahren der mathematischen 
Proportion. 

• 	 Es muß gewährleistet sein, daß jede 
Fraktion der Bürgerschaft bei Zwei­
felsfragen über die Anslegung der 
Verfassung und anderen staatsrecht­
lichen Fragen den brerl)ischen Staats­
gerichtshof anrufen kann. Artikel 
140 der Bremischen Landesverfas· 
sung ist entsprechend zu ändern. 

Den Vertretern derjenigen politiscben 
Parteien, die die 5%-KJausel über­
sprungen und damit die MitgliedSChaft 
in der Stadtverordnctenversammlul1g 
Bremerhaven erworben haben, muß 
das Anfrage- und Antragsrecht zuge­
standen werden. Die derzeitige Rege­
lung, wonach nur mindestens 4 Abge­
ordnete diese Rechte haben, bedeutet 
eine unzulässige Behinderung gewähl­
ter Stadtverordneter. 

Für mehr öffentlichen Dienst 
am Bürger 

Der Verwaltung werden durch starke 
Zunahme von Rechtsnormen und An­
forderungen von Parteien, Verbänden 
und Bürgern ständig neue Aufgaben 
übertragen. Nur eine leistungsfahige 
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Verwaltung kanu diese vielfaltigen Auf­
gaben unseres Gemeinwesens lösen. 
Die Verwaltung muß bürgernah und 
dienstleistungsorientiert sein. 

Die F.D.P. im Lande Bremen fordert 
daher: 
• 	 Aus- und Fortbildung des öffent­

lichen Dienstes müssen sich in In­
halt, Methoden und Organisationen 
an diesen Zielen orientieren. 

• 	 Die Ausbildung ftlr den gehobenen 
Verwaltungsdienst an der Fachhoch· 
schule rur die öffentliche Verwal­
tung muß den in den Hochschul­
gesett.en niedergelegten Zielen der 
Ausbildung entsprechen und den 
Beamten die berufspraktischen 
Fähigkeiten und Kenntnisse ver­
mitteln, die zur Erftlllung der Auf­
gaben ihrer Laufbahn erforderlich 
sind. 

• 	 Dei der Stellenbesetzung und bei 
BefOrderungen hat ausschließlich 
die Qualifikation zu entscheiden. 
Sachfremde Gesichtspunkte, wie 
z.B. Parteizugehörigkeit, dürfen 
nicht berücksichtigt werden. 

• 	 Die tatsächliche Gleichstellung der 
Frau mit den Männem durch gleiChe 
Aufstiegschancen und gleichen Zu­
gang zu Leitungsfunktionen im öf­
fentlichen Dienst. 

Die Verwaltung soll unter optimalem 
Einsatz von Personal- und Sachmitteln 
kostenbewußt ihre Aufgaben mit aner­
kannten Managementmethoden lösen: 
• 	 Die Mitarbeiter müssen zu ange­

messener AufgabenerftlUung moli­
. viert werden. Dies muß - insbeson­

dere in Zeiten fehlender BefOrde­
rungsmöglichkeiten - durch Einbe­
ziehen der Mitarbeiter indie Verant­
wortunggeschehen. Delegation von . 
Aufgaben, Übertragung selbstän­
diger Erledigung und Zeichnungs­
recht gehören ebenso zur Motivie­
rung und bewirken erhöhte Verant­
wortungsfreude und kostenbewuß­
tes Mitdenken wie angemessene 
Arbeitsbedingungen - räumliche 
Unterbringung und technische 
Hilfsmittel. In regelmäßigen Ab­
ständen sind mit Hilfe außenste­
hender Fachleute Ziel-, Aufgaben­
und Ablauffehler zu ermitteln und 
zu beseitigen. 

• 	 Die Verwaltung muß in regelmäßi­
gen Abständen daraufhin überprüft 
werden, ob private Träger, die bis­
her von der Verwaltung wahrge­
nommenen Aufgaben besser errul­
fen könnten. Es sind dabei Kosten­
Nutzen-Analysen z.u erstellen, die 
nicht nur ein vergleichbares Lei­
stungsangebot zugrundelegen müs­
sen, sondern auch die sozialen Aus­
wirkungen einer Privatisierung,z.B. 
Entgelt undArbeitsbedingungenzu 
berücksichtigen haben. 

• 	 Das Personal in der öffentlichen 
Verwaltung muß entsprechend den 
anstehenden Aufgaben verteilt wer­
den. Daher ist regelmäßig zu über­
prüfen, ob die bisherigen Aufgaben 
im gleichen Umfang fortgeführt 
werden müssen und obsie nicht mit 
weniger Personal errullt werden 
könnten. Wenn ein geringerer Per­
sonalbedarf festgestellt wird, muß 
eine Umsetzung von Mitarbeitern 
in Bereiche erfolgen können, die mit 
Personal schlecht ausgestattet sind. 
Personalvermehrung zum Zwecke 
der Steigerung von BefOrderungs­
chancen wird abgelehnt. Durch Aus­
und Fortbildung muß die Flexi­
bilität des Personals gesteigert wer­
den, um Härten bei der Umsetzung 
zu vermeiden und die Mobilität der 
Bediensteten zu steigern. 

• 	 Alle Behörden im Lande Bremen 
mit Publikumsverkehr sollen ihren 
Dienstbetrieb so organisiereIl, daß 
sie an einem Wochentag nachmit­
tags fLir den Bürger geöffnet :lind. 
Die Verwaltung hat allgemein ver­
ständliche Formulare zu erstellen 
und zu verwenden. 

Angemessene 
Abgeordneteil­
entschädigung 

Die F.D.P. wendet sich entschieden 
dagegen, daß die Neuregelung der Ab­
geordnetenentschädigullg dazu benutzt 
wird, unangemessene Erhöhungen 
durchzusetzen. Die Sparsamkeit und 
Solidarität, die die Parlamentarier zu 
Recht von den Angehörigen des öf­
fentlichen Dienstes verlangen, müssen 
sie in eigener Sache vorleben. 

Der Bremer Bürgerschaftsabgeord­
nete übt eine Halbtagsbeschäftigung 
aus. Damr sind Bezüge 'Ion gegenwär·· 
tig 3.000 DM (zu versteuern) und eine· 
Kostenpauschale von 500 DM ange­

messen und ausreichend. Zusätzliche 
Pauschalbeträge, Sitzungsgelder und 
Verdienstausfall werden von der F.D.P. 
abgelehnt. Wir sind auch dagegen, daß 
jeder Angehörige des öffentlichen 
Dienstes aus dem Dienst ausscheiden 
muß, wenn er ins Parlament gewählt 
wird. 

Schutz liberaler 
Freiheitsrechte bei 
der Einstellung von 
Bewerbern für den 
öffentlichen Dienst 

Kritik an Staat und Gesellschaft ist 
ein Lebenselement der Demokratie. 
Die F.D.P. tritt darum rur den Vorrang 
der politischen Auseinandersetzung 
,'or juristischen Verboten auch gegen­
über extremistischen Parteien und Ver­
einigungen ein. 

Die F.D.P. fordert deshalb die end­
gültige Abkehr vom Extremistenbe­
schluß in Bund und Ländern und die 
ersatzlose Aulhebung aller darauf be­
ruhenden Erlasse und Verordnungen. 

Von den Beamten wird entsprechend 
den auf dem ordentlichen Parteitag in 
Mainz im November 1978 verabschie­
deten Grundsätzen und dem Beschluß 
der Bundesregierung vom 17.01.1979 
die Bereitschaft erwartet, ihren Dienst 
auf dem Boden des geltenden Rechts 
ZU versehen und Besttebungen und 
Gruppen, die die freiheitliche Grund­
ordnung bekämpfen, nicht aktiv zu 
unterstützen. Wer diese Voraussetzun­
gen nicht erftillt, gehört nach diesen 
Grundsätzen nicht in den öffentlichen 
Dienst. 

Die Bremer r.D.p. bekennt sich des­
wegen zu dem Beschluß des ordent­
lichen Parteitages in Mainz vom 
November 1978 über Grundsätze zum 
Schutz liberaler Freiheitsrechte bei der 
Einstellung von Bewerbern rur den 
öffentlichen Dienst sowie zu den Grund­
sätzen rur die Prüfung der Verfassungs­
treue, die die Bundesregierung am 
17.01.1979 beschlossen hat. 

Die Bremer F.D.P. hat sich seit Jahren 
flir eine Liberalisierung der Einstel­
IUllgsüberprufung eingesetzt und auf 
ihre Initiative hat die Bremische Bür­
gerschaft im Jahre 1976 die Richtlinien 
beschlossen, die in Bremen seither ein 
rechtsstaatliches Verfahren sicher­
stellen. 

Datenschutz: 
Wir wollen nicht 
den gläsernen 
Menschen 

Die Liberalen nehmen die Aussage 
des Bundesverfassungsgerichts, daß 
der Mensch ein Recht aufPrivatsphäre 
hat, ernst. Ziel liberaler Politik kann 
niemals der »gläserne Mensch" sein. 
Der Staat und pIivate Institutionen 
dürfen nicht alles über den Bürger wis­
sen. Die Geheimhaltung der Privat­
sphäre hat Vorrang vor der Forderung 

. nach optimaler und effektiver Organi­
sation. 

Die F.D.P. fordert: 
• 	 in den Grundrechtskatalog des 

Grundgesetzes ein Grundrecht auf 
Schutz personenbezogener Daten 
aufzunehmen; 

• 	 Stärkung der Rechte von Betro·ffe· 
nel) bei Datenerfassung, -speicherung 
und -verarbeitung und -weitergabe. 
Das gilt auch rur den Sicherheits­
bereich; 

• 	 Gdährdungshatlung von Staat und 
Privaten bei fehlerhafter Dateller­
fas~utlg, -verarbeitung und -weiter­
gabe; 

• 	 prinzipiell keine Weitergabe von 
Daten, die VOll staatlichen Stellen 

, gespeichert wurden, an Private, Ver­
bände und Untemehmen; 

I 	 • Registrierung aller privaten Daten­
banken. Konzessionierung der per­
sonellbezogenen Datenbanken, so­
weit diese nicht durch Gesetz vor­
geschrieben sind. 

Sicherheit fiir 

alle Bürger 


Die Sicherheit für alle Bürger, die 
Verhinderung und die Bekämpfung der 
Kriminalität und die Verbesserung der 
Arbeitsbedingungen der Polizei sind 
rur die F.D.P. ein wesentlicher Bestand­
teil ihrer Politik in Bremen. 

Die F.D.P. setzt sich daftir ein, 
• 	 daß die Polizei technisch und per­

sonell ausreichend ausgerüstet wird, 
• 	 daß die Arbeitsbedingungen in den 

Dienststellen verbessert werden 
und die Fehlstellen, z.B. kurzfristig 
durch Umsetzungen und gegebe­
nenfalls Ncueinstellungen von Be­
werbern aus freien Berufen, abge­
baut werden, 
daß mehr Beamte für den bürger­
nahen Kontakt zur Verftlgung 
stehen, indem die Aufgabenver­
teilung der Bezirksdienste an den 
Revieren neu geordnet und die Be­
amten von polizeifremden Velwal­
tungstätigkeiten entlastet werden, 

• 	 daß die Polizei durch einen intensi­
veren Funkstreifen- und Kontakt­
bereichsdienst dem Sicherheits­
bedürfnis der Bevölkerung Rech­
nung tr'Jgt, 

• 	 daß die Polizei eine intensive Aus­
und Fortbildung erhält l-Ind bei der 
künftigen Ausbildung d er Polizei an 
der Fachhochschule personell sicher­
gestellt wird, daß neue psycholo­
gische und soziologische Erkennt­
nisse rur die polizeiliche Praxis nutz­
bar gemacht werden, 

• 	 daß die Einheitslaufbahn, die sich 
bewährt hat, gewahrt bleibt. 

Der Schwerpunkt bei der Verbre­
chensbekämpfung muß sich zuneh­
mend auf das Gebiet der Vorbeugung 
verlagern. Das Vorbeugen und Verhin­
dern von Straftaten erspart nicht nur 
tragische Opfer und Schäden, sondern 
vermeidet zugleich erhebliche Folge­
kosten, wie aufwendige Fahndungs­
aktionen, Strafverfolgungen, Strafvoll­
zug und Resozialisierungsmaßnahmen. 
Nur durch ressortübergreifende Maß­
nahmen unter Be teiligung der Jugend­
und Sozial behörden, der Schule, der 
Bau- und Wohnungsämter, der Polizei­
und Jugendrichter, unter Hinzuziehung 
von Psychologen und Kinderärzten 
können die Ursachen von Kriminalität, 
in~besondere der Jugend- und Kinder­
kriminalität. im Vorfeld wirksam be­
kämpft werden. Nur so kann nach Auf­
fassung der F.D. P. langfristig verhin­
dert werden, daß die Strafverfolgungs­
behörde in Bremen wei terhin der allge­
meinen Kriminalitätsentwicklung und 
der ständig steigenden Kinder- und 
Jugendkriminalität hinterherhinkt und 
ihr mehr oder weniger hilflos ausge­
liefert bleibt. 

Unabhängige, bür­
gemahe, bürger­
offene Justiz 

Wesentlicher Bestandteil einer sozial­
verpI1ichteten, rechtlich verfaßten frei­
heitlichen demokratischen Grundord­
nung ist eine unabhängige Justiz, die 
bürgernah und bürgeroffen ist. Eine 
zukunftsorientierte und ihren gesell­
schaftlichen Auftrag wahrnehmende 
Justizpolitik muß deshalb gewährlei­
sten, daß richterliche Entscheidungen 
qualitativ hochwertig sind, zügig er­
gehen und durchgesetzt werden kön­
nen. 

Der eigenständige und unabhängige 
Richterstatus ist zu sichern. In den 
Richterwahlausschüssen müssen die 
von den Richtern gewählten Vertreter 
zumindest paritätisch mitwirken. Für 
die Besetzung eines Richteramtes dür­
fen ausschließlich Eignung, Befahi­
gung und fachliche Leistung maßge­
bend sein; jegliche Bevorzugung aus 
parteipolitischen, religiösen oder son­
stigen sachfremden Gründen muß aus­
geschlossen sein. 

Die Arbeitsgerichtsbarkeit ist in den 
Kompetenzbereich des Senators ftir 
Rechtspflege und Strafvollzug einzu­
beziehen. Der Senat soll auf den Bun­
desgesetzgeber einwirken mit dem Ziel 
einer entsprechenden Änderung des 
Arbeitsgerichtsgesetzes. 

Neben der Richterakademie in Trier 
sind auch auf Landesebene geeignete 
FortbildungsmöglichkeiteIl ftir Richter 
zu schaffen. 

Auch Rechtspl1egern, Gerichtsvoll­
ziehern, Beamten des mittleren und 
einfachen Ju~til.dienstes und vergleich­
baren Angestellten müssen verstärkt 
Angebote ruf die Fortbildung gemacht 
werden, damit sie mit der Entwicklung 
von Gesetzgebung und Rechtspflege 
Schritt halten können. Die Einrichtun­
gen der Universität sind zU nutzen. 

Der Bürger und die Gemeinschaft 
haben Anspruch auf- die kürzestmög­
liche Dauer der Verfahren und alsbal­
dige Wiederherstellung des Rechtsfrie­
dens. Die im Gesetz vorgesehenen Be­
schleunigungsmöglichkeiten des Zivil­
prozesses müssen genutzt werden. Ins­
besondere rur Strafverfahren gilt, daß 
der Unschuldige nicht länger mit dem 
Makel des Verdachts belastet wird und 
daß die Verurteilung des SChuldigen 
möglichst unverzüglich geschieht. 

Eine Beschleunigung von Verfahren 

bei Rechtsstreitigkeiten muß jedoch 
ausgeschlossensein, wenn sie sich zum 
Nachteil des Bürgers auswirkt und auf 
Kosten seiner Verteidigungsmöglich­
keiten geht. 

Außergerichtliche Rechtsberatung 
Die Rechtsordnung unseres Staates 

ist rur den Bürger schwer durchschau­
bar. Der Staat als Träger der Rechts­
ordnung muß sicherstellen, daß esjedem 
Bürger - auch demjenigen mit gerin­
gem Einkommen - möglich ist, von 
kundiger Stelle die Hilfen zU erhalten, 
die notwendig sind, sein Recht zu er­
kennen und durchzusetzen. 

Rechtsberatung und Rechtsbesorgung 
sind Aufgaben der Rechtspl1ege. Der 
berufene, unabhängige Berater und 
Vertreter in allen Rechtsangelegen­
heiten ist der Rechtsanwalt. Rechts­
suchende mit geringem Einkommen 
müssen einen Anwalt ihres Vertrauens 
frei wählen können. Nur so ist eine 
Chancengleichheit mit wirtschaftlich 
besser gestellten Bürgern, mit Behörden 
und Verbänden zu erreichen. Eine all­
gemeine Rechtsberatung durch Ver­
waltungsbehörden (ÖRa) wird von der 
F.D.P. abgelehnt. 

Für viele Bürger fUhrt der Weg in eine 
Anwaltskanzlei nur über eine schwer 
zu überwinderid,e soziale Schwelle. 

Für diesen Personenkreis schlägt die 
F.D.P. vor, in den Sozialzentren der 
Verbände der freien Wohlfahrtspl1ege 
eine Rechtsberatung durch Anwälte 
durchzuftihren. Dabei sollten Sozial­
arbeiter oder Sozialpädagogen zur Un­
terstützung herangezogen werden. 

Behandlung statt 
Vergeltung im 
Strafvollzug 

Strafvollzug als Vergeltung stößt den 
Täter nur noch weiter aus dem Sozial­
gefUge und bedeutet rur ihn und die 
Gesellschaft nur eine weitere Gefahr. 
Nach liberaler Auffassung soll der Straf­
vollzug daher nicht der Vergeltung, 
sondern neben dem Schutz der Gesell­
schaft der Wiedereingliederung des 
Täters in die Gesellschaft dienen. 

Für den Bremer Strafvollzug kommt 
es zunächst darauf an, durch eine in­
tensivere Erforschung der Persönlich­
keit der Inhaftierung und ihres sozialen 
Umfeldes die VOllzugsmethoden zu 
differenzieren. Je nach den Voraus­
setzungen des einzelnen muß dieschu­
lische und/oder berufiiche Vorbildung. 
verbessert werden. Vom ersten Tag an 
muß der Inhaftierte zur Lösung seiner 
persönlichen, familiären und wirtschaft­
lichen Probleme als wichtigste Vorbe­
dingung rur seine Entlassung angelei­
tet werden. 

Die Anstrengungen des Staates in 
einem modernen Behandlungsvollzug 
müssen zugleich darauf gerichtet sein, 
daß der Gefangene seinerseits alles tut, 
das Entlassungsziel zu erreichen. Es 
darf nicht darum gehen, dem Gefan­
genen Wohltaten zu erweisen, sondern 
er muß im Vollzug so gefordert wer­
den, daß er durch eigene Leistungen 
und Anstrengungen die Bemühungen 
um seine Wiedereingliederung unter­
stützt. 

Ein BehandlungsvoHzng in diesem 
Sinne setzt die Vollzugsbediensteten 
besonderen Belastungen aus. Sie müs­
sen mehr als bisher ander Planung von 
Reformmaßnahmen und am Vollzugs­
geschehen mitverantwortlich beteiligt 
werden. Damit muß eine intensivere 
Fortbildung einhergehen. Die Über­
tragung höher bewerteter Dienstposten 
ist allein davon abhängig zu machen, 
daß die tatsächliche Leistung und Be­
fahigung den höheren Anforderungen 
entspricht. 

Der 	Bremer Jugendstrafvollzug ist 
entsprechend dem von der Bremer 
F.D.P. im März 1977 vorgelegten Be­
handlungskonzept schrittweise zu einer 
sozialpädagogischen· und sozialthera­
peutischen Anstalt im Sinne des Jugend­
gerichtsgeselzes fortzuentwickeln. 

Die FordeJUng nach einer pädago­
gisch-therapeutischen Ausgestaltung 
des Strafvollzuges darf aber nicht als 
Alibi ftir,die nach unserer Auffassung 
bisher allzusehr vernachlässigten vor­
beugenden Maßnahmen zur Verhü­
tung und Verhinderung von Jugend­
delinquenz und Jugendverwahrlosung 
im Bereich der Jugendhilfe aufgefaßt 
werden. 

Eine auch dem Sozialstaat verpflich­
tete Justizpolitik kann und darfsich bei 
der Bekämpfung VOll Jugendkriminali· 
tät - als einer Vorstufe der Erwachse­
nenkriminalität· . nicht damit begnügen, 
den Strafvollzug zu reformieren. Von 
einer nicht nur dem Strafgesetz ver­
pflichteten Justizpolitik müssen viel-
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mehr ressortllbergreifeude Konzeptio­
nen und Denkanstöße zur Verhütung 
und Verhinderung der Jugendverwahr­
losung, der Jugend- und Ki nderkrimi­
nalitätausgehen, wenn sie nicht sehen­
den Auges zulassen will. daß die Straf­

.' justiz und der Strafvollzug der Krimi­
nalität wie bisher ständig hinterher­
hinken und ihr mehr oder weniger hilf­
los ausgeliefert bleiben. 

Umwelt, Bau, Raumordnung, 

Stadtverkehr 


Umweltschutz ist 
unerläßliche Ergän­
zung aller wirt­
schaftspolitischen 
Maßnahmen 
Umweltschutz steht nicht im Gegen­

satz zum wirtschaftlichen Handeln, 
sondern ist unerläßliche Ergänzung 
jeder wirtschaftspolitischen Maßnah­
men. 

Für den Umweltschutz muß das Ver­
ursacherprinzip gelten, das heißt, wer 
der Umwelt Schaden zufügt, muß die­
sen auch beseitigen. 

Die Schädigung der Umwelt ist ein 
krim inelles Unrecht und verdient emp­
findliche Strafe. Die von der soziallibe­
ralen Koalition geschaffenen gesetz­
lichen Grundlagen sind konsequent 
anzuwenden. Die auf Landesebene er­
forderlichen Regelungen sind unver­
züglich durchzufUhren. Bei der Gewäh­
rung von Subventionen sind Auflagen 
zugunsten des Umweltschutzes zu 
machen. 

Mehr Kompetenzen rur 
Umweltsenator 

Die Kompetenzen des Senators ftir 
Umweltschutz sind wegen der Bedeu­
tung dieses Bereichs so zu erweitern, 
daß vor allem die Kontrolle und die 
Überwachung des Zustandes unserer 
Umwelt in die Verantwortung dieses 
Senats ressorts überftihrt werden. 

Die F.D.P. fordert eine eigenständige 
Deputation für den Umweltschutz. 

. Überwachung derUmweltqualität 
.. Die F.D.P.fordert die dauern!le Über­
wachung der Umwelt durch vermehrte 
Messungen und Prüfungen und sofor­
tige zentrale Erfassung aller Daten 
beim Senator ftir Gesundheit und Um" 
weltschutz. 

DieF.D.P. fordert die Einrichtung 
von Meßstationen, um alle wesent­
lichen Immissionen laufend zu erfas­
sen und zu kontrollieren. Solange die 
behördlichen personellen Möglich­
keiten für die Durchführung dieser 
Aufgaben nicht ausreichen, sind pri­
vate Institute mit einzuschalten. Frei­
willige Messungen sachverständiger 
Bürger sind zu fOrdern, soweit sie die 
anerkannten Regeln der Technik und 
behördliche Auflagen zuverlässig be­
achten. 

Die Verwendung von Streusalz liegen 
Eis- und Schneeglätte ist durch Ande­
rung des Landesstraßengesetzes auf 
Durchfahrtsstraßen zu beschränken 
und auf Wohnstraßen zu untersagen. 

Lännbekämpfung 
Zur Verbesserung des Lärmschutzes 

wird die Landesregierunga ufgefordert, 
im Bundesrat das anstehende Verkehrs­
lärmsc~utzgesetz inhaltlich auf die 
Regelung von EntschädIgungsansprü­
chen Betroffener zu begrenzen und die 
Festlegung von Baurichtlinien dem 
Bundesimmissionsschutzgesetz zu 
überlassen. Damit wird langfristig die 
kontinuierliche Minderung des Ver­
kehrslärms nach der fortschreitenden 
Entwicklung der Technik sicherge­
stellt ' 

Alle gesetzgeberischen Möglichkei­
ten, die auf den Bau leiserer Fahrzeuge 
hinwirken, sind voll auszuschöpfen. 
Zur Bekämpfung des Lärms an bereits 
bestehenden Straßen in Bremen ist ein 
Programm (unterteilt in kurz-, mitteI­
und langfristige Maßnahmen) zu er­
stellen. 

Die im Entwurf des Verkehrslärm­
schutzgesetzes vorgesehenen Entschä­
digungswerte sind zu senken. Die 
F.D.P. tritt für niedrigere Werte ein: 
für reine Wohngebiete 

tagsüber 55 dB (A) 
nachts 45 dB (A). 

Für das Land Bremen ist eine Haus­
haltsstelle "Lärmschutzmaßnahmen· 
einzurichten. Die Finanzierung soll 
auf Kosten des Straßenbauetats gehen. 

Das Straßenverkehrsrecht ist dahin­
gehend zu ändern, daß Umweltschutz­
gesichtspunkte angemessen berück­

sichtigt werden. Insbesondere ist die 
StVO dahingehend zu ändern, daß Ge­
schwindigkeitsänderungen aus Lärm­
gründen möglich sind. 

Der Bau von Hochstraßen in der Nähe 
von Wohngebieten hat sich als umwelt­
schädlich und für die Bürger als nicht 
zumutbar erwiesen. Bei Planungen 
sollte, wenn mehrere Ebenen erfor­
derlich werden, der Tunnellösung der 
Vorzug gegeben werden. Für bereits 
bestehende Hochstraßen sollen neue 
Maßnahmen zum Lärmschutz er­
forscht werden, wobei Hochschulen 
und entsprechende Firmen Konzepte 
Im Rahmen eines Forschungsprojektes 
erarbeiten sollen. 

Gewässer 
Aufgrund der geographischen Gege­

benheiten ist die Erhaltung eines ge­
sunden Grundwassers für Bremen eine 
Lebensfrage. Deshalb müssen Drainage 
und Absenkungsvorhaben kritisch ge­
prüft werden, gegebenenfalls ist der 
Grundwasserspiegel wieder anzuhe­
ben und die Überpflasterung einzu­
schränken. 

Das Ausbauprogramm für die Stadt­
entwässerung ist zügig durchzuführen. 

Für Weser, Wümme, Harnrne, Le­
sum, Ochtum, Geeste und deren Zu­
flüsse ist ein Schmutzwasseraufberei­
tungspIan im Rahmen der gemeinsamen 
Landesplanung Bremen-Niedersachsen 
vorrangig zu erstellen. 

Zur Entlastung der Trinkwasserver­
sorgung wie zum Schutz der Gewässer 
ist die Wiederverwendung industriellen 
Brauchwassers im geschlossenen Kreis­
lauf - statt Ableitl,lng,inoffeneGewäs­
ser und Wiederentnahme aus densel­
ben oder dem Leitungsnetz zu for­
dern und zu fOrdern .. 

Bei Bauvorhaben ist auch der Bau 
neuer Zisternen oder natürlich gestal­
teter Rückhaltebecken zu fOrdern, um 
so 	 dem unnatürlich beschleunigten 
Einfluß der Niederschläge in die offenen 
Gewässer entgegenzuwirken. Gegebe­
nenfalls sind wasserdurchlässige Hof­
und Straßenbeläge vorzuschreiben. 

Landschaftsschutz/Naherholung 
In der näheren Umgebung Bremens 

ist in den letzten Jahren eine erheb­
liche Beeinträchtigung der Naherho­
lungsmöglichkeiten (z.B. fortschrei­
tende Zersiedelung, Garlstedter Heide) 
eingetreten, Störungen des Landschafts­
bildes sind aber auch in Bremen erfolgt 
(z.B. Hochspannungsleitung quer durch 
die Ochtumniederung und Farger 
Heide). Für die Erhaltung und den 
Ausbau innerstädtischer Grüngebiete 
müssen deshalb zukünftig besondere 
Anstrengungen unternommen werden. 
Dies gilt vor allem für Bremen-Heme­
Iingen und die Stadtteile links der 
Weser. 

Abfallverwertung 
Der derzeitige Stand der Müllbesei­

tigung durch Verbrennung darf nicht 
als endgültig angesehen werden. Die 
Entwicklung und Erprobung neuer 
Technologien auf dem Gebiet des Re­
cycling ist zU,beschleunigen, um auch 
der Energiegewinnung hier neue Mög­
lichkeiten zu erschließen. 

Um die Wiederverwendung von Ab­
fallstoffen zu fordern, fordert die F.D.P. 
steuerliche Anreize ftir die Verwen­
dung von Altmaterial. Zu diesem Zweck 
sind moderne Formen der Altmaterial­
sammlung zu entwickeln und zu fOr­
dern. 

Bau und Raumordnung, 
Stadtflucht entgegenwirken 

Bremen und Bremerhaven müssen 
ihre BemÜhungen verstärken, der Ten­
denz zur Abwanderung in das Umland 
entgegenzuwirkell. Dies ist U.a. aus 
folgenden Gründen notwendig: 
1. 	 Der Prozeß der »sozialen Entmi­

schung" (Besserverdienende wan­
dern ab, sozial Schwache bleiben) 
muß gestoppt werden. 

2. 	 Die Flucht ins Umland bewirkt ein 
höheres Verkehrsaufkommen und 
damit eine größere Beeinträchti­
gung fUr die in der Stadt"Verblie­
bel')en". 

3. 	 Der weiteren Zerstörung von Erho­
lungsraum durch Zersiedelung der 
Landschaft rings um unsere Städte 
muß Einhalt geboten werden. 

4. 	 Die soziale Entmischung bewirkt 
für Bremen und Bremerhaven einen 
Verlust an Steuereinnahmen (Lohn­
und Einkommensteuer) und höhere 
Sozialaufwendungen bei bleiben­
den Ausgaben für z.B. Arbeitsplatz­
beschaffungsmaßnahmen auch zu­
gunsten der ,Abwanderer'. 

Nicht zuletzt aus finanzpolitischen 
Gründen müssen in Zukunft verstärkt 
Haushaltsmittel eingesetzt werden, 
um die Attraktivität des • Wohnen in 
Bremen" zu erhöhen_ 

Wohnen und Ver­
kehr: Die Grenze 
des Erträglichen 
ist überschritten 

Die Belästigungen von Wohngebie­
ten, insbesondere in älteren Stadtvier­
teln, durch den motorisierten Indivi­
dualverkehr haben die Grenze des Er­
träglichen' überschritten. Lärm, Ab­
gase, Unfallgefahr beeinträchtigen das 
Wohnen, Die Straße als Erlebnisraum 
rur soziale Kontakte gehört der Vergan­
genheit an. Die hohe Zahl der Kinder­
unf:ille ist ein Skandal. 

Die F.D.P_ fordert daher: 
I. 	In den Wohnstraßen ist sofort mit 

verkehrshemmenden Maßnah­
men zu beginnen. Die Verwirkli­
chung sollte sofort durch Einzel­
rnaßnahmen wie Straßenversetzung 
und partieller Hochpflasterung, die 
ohne viel Geld durchzuftihren sind, 
in Angriff genommen werden. Ziel 
sollte eine Verkehrsberuhigung in 
zusammenhängenden Wohnge­
bieten sein. 

2. 	Der Etat für Verkehrsberuhigung 
sowie für Lärmschutzmaßnahmen 

•ist auf Kosten des Straßenbaus zu 
erhöhen. 

3. 	Die zunehmende Inanspruch­
nahme ölTentlicher Flächen durch 
parkende Fahrzeuge muß einge­
dämmt werden. Der Bau wohnungs­
naher kleiner Parkhäuser, Tiefga­
ragen und ähnlichem muß geför­
dert werden, so daß langfristig der 
Nachweis eines Einstellplatzes für 
jedes Fahrzeug zumutbar wird. 

4. 	SchalTung bzw. Erhaltung von 
ruhigen Wohngebieten durch Ver­
weisung des Durchgangsverkehrs 
aufwenige Trassen. Für diese Tras­
sen sind verstärkt Lärmschutzmaß: 
nahmen vorzusehen. 

5. 	Daneben ist das Angebot an woh­
nungsnahen Grünflächen zu ver­
bessern. Wichtig ist auch, daß diese 
Grünbereiche durch ein verkehrs­
beruhigtes Wegenetz direkt mit 
den Wohngebieten verbunden wer­
den. 

6. 	 Die fortschreitende und oftmals 
überflüssige Trennung von Auto­
und Fußgängerbereich in den 
Wohnstraßen der Außenbezirke 
durch Bau von Hochbordsteigen 
(Verlust des .Dorfstraßench.arak­
ters") muß unterbleiben. 

7. 	Bremendarfnichtweiterungewollt 
durch Bau neuer Ausfallstraßen die 
Stadtflucht und Landschaftszer­
siedelung fördem. 

8. 	 Das Angebot an Kultur- und Frei­
zeiteinrichtungen in den Außen­
bezirken Bremens darf nicht 
schlechter als in den Umlandge­
meinden sein .. 

9. 	Die Ansiedlung von Betrieben mit 
negativen Einwirkungen auf die 
Wohnqualitätganzer Stadtteile muß 
unterbleiben. 

10. 	Ein wesentlicher Vorteil des Woh­
nens in der Stadt ist die Nähe zu 
den verschiedenen Einrichtungen 
des Dienstleistungs-. Freizeit- und 
Arbeitsbereiches. Eine Erhaltung 

. dieser Einrichtungen in Wohnungs­
nähe ist dringend erforderlich (z.R 
Schulen, Einzelhandel usw.) durch 
Schaffung von Verbesserungen rur 
Fußgänger und Radfahrer, auch im 
Innenstadtbereich. 
Außerdem müssen diese Zielpunkle 
ohne Auto bequem erreichbarsein. 
Einer Verdrängung kleinerer Ein­
zelhandelsbetriebe durch Super­
und Verbrauchermärkte ist entge­
genzuwirken. 

Besondere Maßnahmen fIir Alt­
bangebiete 

Bremen muß schnellstmÖglich ein 
großangelegtes Programm zur Verbes­
serung der Wohnqualität in A1tbau-­
gebieten realisieren, um die Attraktivi­
tät des Wohnens In gewachsenen Vier­
teln mit schöner Bausubstanz sprürbar 
werden zu lassen. Hierzu ist U_lL erfor­

derlich: 
I. 	Verkehrsberuhigung in Wohnstraßen 

sowie die Erhaltung wohnungsnaher 
Dienstleistungs- und Handelsbe­
trieben. 

2. 	 Objektsanierung durch verstärkte 
staatliche Förderung, Stadtteilsa­
nierungsprogramme sind nicht nur 
im Ostertor notwendig_ 

3. 	 Beseitigung häßlicher Baulücken. 
4. 	 Alle Möglichkeiten zur Wiederbe­

grünung der Straßen in diesen Vier­
teln sind zu nutzen. Hierzu gehö­
ren auch die Bündelung von Versor­
gungsleitungen (Minderung des 
Flächen bedarfs) und die Schaffung 
von geordneten Parkmöglichkeiten. 

Dem Abbruch historischer Bauwerke 
und ganzer Stadtteile muß Einhalt ge­
boten werden. Die Bestrebungen des 
Denkmalschutzes zur Erhaltung von 
Gebäuden und Straßenzügen, an de­
nen sich die architekturgeschichtliche 
Entwicklung in Bremen ablesen läßt, 
verdienen deshalb Unterstützung und 
Ermutigung. 

Bereitstellung von Bauplätzen, 
insbesondere für Einfamilien­
häuser in Bremen und 
Bremerhaven 
1. 	 In einigen Stadtteilen mit ~Iativ 

dünner Besiedlung ist durch Ande­
rung der Bebauungspläne eine be­
schränkte Verdichtung zu ermög­
lichen: 

2. 	 Daneben sind neue Bauflächen ftir 
überwiegend EinfamUienhausbe­
bauung auszuweisen (z.B. Strom). 
Hierbei sind stärker Einzelbauherren 
ohne Bauträgerbindungen zu be­
rücksichtigen. 
Modelle zur Bebauung auf kleiner 
Grundfläche ("Stadthaus" wie z.B. 
in Hannover und z.T. auch Bauaus­
stellung Hamburg) sind dabei zu be­
achten. 

3. 	 Städtische Grundstücke für Ein­
familienhausbebauung sind an Ein­
zelpersonen auch in Erbpacht zu 
vergeben. 

Soliderprogramm für junge 
Familien 

Um gerade jungen Familien den Ein­
familienhaus- oder Eigentumswoh­
nungserwerb zu erleichtern (Haupt­
schwierigkeit: noch zu geringe Eigen­
kapitalbasis), sollte Bremen ein Förde­
rungsprogramm durch Gewährung 
nachrangiger Hypothekendarlehn und! 
oder Bürgschaftsübernahme einrichten: 

Kleingärten 
. Die Dauerkleingartenanlagen sind als 

Teil des ölTentliehen Grüns zu f1lrdern 
und zu vermehren. 

Sozialer Wohnungsbau 
Der künftige Wohnungsbau wird nicht 

mehrausschlielllichander Abwendung 
von Wohnungsnot, sondern vorrangig 
an einem besseren Wohnraumangebot 
orientiert werden müssen. In der Woh­
nungsbauförderung verlagert sich der 
Schwerpunkt vom Wohnungsneubau 
zur Modernisierung des Wohnungsbe­
standes und der Schaffung familien­
gerechter Wohnungen. 

Das Mietkaufsystem im sozialen 
Wohnungsbau ist zu fordern, um die 
Vermögensbildung in breiten Bevölke­
rungsschichten zu sichern. Gegen spe­
kulativen Mißbrauch ist Vorsorge zu 
trelTen. 

Es ist ungerecht, daß im sozialen 
Mietwohnungsbau dieMiete nicht vom 
Einkommen der Mieter, sondern von 
dem Baujahr der Wohnung abhängig 
ist. Die Einftihrung von Mietobergren­
zen lösen diesen Fehler im Förderungs­
system nicht. Das System des sozialen 
Wohnungsbaus ist deshalb schrittweise 
von der Objektforderung auf die Sub­
jektförderung umzustellen. 

Grundsätze liberaler 
, Verkehrspolitik 

Die Stadtverkehrspolitik muß sich 
konsequent an der Erkenntnis orientie­
ren, daß es die autogerechte Stadt nicht 
gibt und nicht geben kann. Sie kann 
deshalb die unterschiedlichen Ver­
kehrsansprüche nicht gleichrangig be­
handeln, sondern muß differenzieren 
nach ihrem Beitrag zur Daseinsvor­
sorge und zur Erhaltung des städtischen 
Lebens. 

Nach Auffassung der F.D.P. ist fol­
gende Rangfolge zu beachten: 

Zunächst gilt es, die Versorgung der 
Bevölkerung und Wirtschaft mit Gütern 
sicherzustellen, danach haben die Be­

dürfnisse des nichtmotorisierten Ver­
kehrs und des öffentlichen Personen­
verkehrs Vorrang gegenüber dem indi­
viduellen Kraftverkehr. 

Um allen ihren Bürgern und Besu­
chern befriedigende Verkehrsmöglich­
keilen zu erhalten, muß die Stadt die 
Übermäßig gestiegenen Flächerian­
sprüche, Störungen und Emissionen 
des Kraftverkehrs zurückdrängen. Die 
F.D.P. fordert deshalb eine vielseitige, 
qualitativ differenzierte Stadtverkehrs­
politik. Die Probleme des Stadtverkehrs 
sind mit den Mitteln des Straßenbaus 
und finanzieller Stützung des Linien­
verkehrs allein nicht lösbar; sie erfor­
dern ein breitgefächertes Investitions­
programm und den flankierenden Ein­
satz ordnungspolitischer Mittel. 
• 	 Der sogenannte "Orientierungsrah­

men" des Bausenators ist durch 
einen zusammenhängenden Ge­
samtplan zu ersetzen; im Vorsta­
dium sind alternative Gesamtkon­
zepte öffentlich unter Beteiligung 
der Beiräte und Bürger zu erörtern. 

• 	 Der Gesamtplan muß auch das Ziel 
der Verkehrsberuhigung in Wohn­
gebieten insoweit berÜCksichtigen, 
wie die Bewohner der betroffenen 
Quartiere bereit sind, die Einschrän­
kungen des Gebrauchs ihrer Kraft­
fahrzeuge in Kauf zu nehmen. 

• 	 Brachliegende bzw. leicht nutzbare 
Kapazitäten vorhandener Schie­
nennetze sind besonders zu beach­
ten. Die Bundesbahn sollte daher 
unmittelbar in den Planungs- und 
Abstimmungsprozeß einbezogen 
werden. 

Fußgänger und Radfahrer 
Der wirtschaftlichste und gesündeste 

ist der nichtmotorisierte Verkehr_ Er 
darf nicht durch motorisierten Verkehr 
behindert oder verdrängt werden. 

Deshalb fordert die F.D.P.: 
• 	 Grünanlagen und verkehrsschwache 

Straßenzüge sind zu einem Wege­
netz rur Radfahrer und Fußgänger 
zu verknüpfen. 

• 	 Verkehrsanlagen mit starkem, nicht­
motorisierten Verkehr, z.B. am 
Hauptbahnhof, sind so zu gestalten, 
daß Fußgängerund Radfahrerunge­
hindert passieren können. Zu kurze 
Grünphasen, die dem Fußgänger 
zwei- oder mehrmaliges Warten ab­
fordern, müssen abgeschalIt werden. 

Öffentlicher 
Personen-Nahverkehr 
• 	 Der Vorrang rur den öffentlichen 

Linienverkehrmuß endlich verwirk­
licht werden. Dazu sind je nach ört­
lichen Bedingungen reservierte 
Fahrspuren, Vorfahrt an Ampeln 
und unbehinderter Zugang zu den 
Haltestellen (besonders für Umstei­
ger) zu schaffen. 

• 	 Der ÖPNV ist auf Kosten des 
Straßenneubaus auszubauen. Dabei 
ist die Bedienung flexibel zu betrei­
ben (z.B. Förderung von Klein­
bussen, Taxen usw.). 

• 	 Dichter Fahrplan und hohe Reise­
geschwindigkeit des Linienverkehrs 
rnüssengegenüber der flächenhaften 
Erschließung den Vorrang haben. 
Dabei ist auch die Einrichtung von 
Schnellbuslinien zu ausgewählten 
Außenbezirken zu prüfen. 

• 	 Ein großzügiger Verkehrsverbund 
(wie z.B. Raum Hamburg oder 
Frankfurt) mit dem niedersächsi­
schen Umland muß das Ziel für den 
öffentlichen· Personen nahverkehr 
sein. 

• 	 Auch der Taxiverkehr Ist ähnlich 
wie der Linienverkehr von der 
Behinderung durch Verkehrsstaus 
und Umwegen durch Verkehrsein­
schränkungen möglichst freizuhal­
ten. An geeigneten Stellen ist damr 
den Taxis auch das Befahren der 
Sonderspuren zu gestatten_ 

• 	 Park-and-Ride-Parkplätze sowie ent­
sprechende Vorkehrungen für~ge­
schütztes Abstellen von Fahrrädern 
sind dann und dort zu schaffen, von 
wo der Linienverkehrftirdie Weiter­
reise ZUr· City einen eindeutigen 
Zeitvorsprung verspricht. 

• 	 Die BundesbahnstreckenaufLinien 
hohen Nahverkehrsaufkommens 
müssen voll in das ölTentliche 
Liniennetz einbezogen 'Yerden. 

• 	 Artverwandte, aber nicht parkraum­
abhängige Alternativen zum privaten 
Pkw, wie konventioneller Taxiver­
kehr, Zubringerdienste mit SammeI­
taxen, Belegschaftsverkehre u.a. 
sind zu fördern oder zu entwickeln. 

Individualkraftverkehr 
Auch bei gezielter Förderung der 

Alternativen bleibt das private Kfz für 
zahlreiche Reisezwecke und Personen­
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gruppen unentbehrlich. Die städtische 
Verkehrsplanung ist darauf auszurich­
ten, daß die rur (jen individuellen Kraft­
verkehrverfUgbaren Flächen möglichst 
gezielt diesen Bedarfsllillen zugute­
kommen. 
• 	 Auswärtige Besucher, Körperbehin­

derte und Dienstleistungsverkehr 
müssen problemlosauchin der City 
einen Parkplatz finden. 

• 	 Parkgebühren und zulässige Park­
zeiten sind kleinörllich der Nach­
frage anzupassen, z.B. bei Postäm­
tern, Parkuhren mit 15 Minuten 
Zeit begrenzung und im Umfeld der 
Fußgängerzone progressiv anstei­
gende Parkgebühren. Die Einnah­

men aus Parkgebühren und Verwar­
nungsgeldern sind direkt rur die 
Kontroll- und Ordnungsaufgaben 
zu verwenden, damit diese Kontrol­
len haushaltsneutral verstärkt wer­
den können. 

• 	 In den Randzonen der City und 
innerstädtischer Nebenzentren sind 
geordnete Parkmöglichkeiten außer­
halb des Straßenraumes zu schalfen, 
in denen nachfrageentsprechend 
niedrigere Gebühren als in der City 
erhoben werden. 

• 	 Den Anwohnern sind in geringst­
möglicher Entfernung Vorrechte 
einzuräumen; in den Parkhäusern 
durch Dauerparkrechte mit mäßigen 
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Zuschlägen rur durchgehendes Par­
ken auch während der Tagesstun­
den und in Wohnstraßen durch 
Befreiung von einem rur alle übri­
gen geltenden Parkverbot. 

• 	 Bevor weitere Parkhäuser in der City 
gebaut werden, müssen die vorge­
nannten Bedingungen erfliUt sein. 

Ergänzung des Verkehrsnetzes 
Hinsichtlich des Ausbaus von Auto­

bahnen und Schnellstraßen im Bereich 
der Stadt Bremen fordert die F.D.P. 
eine maßvolle Politik der Netzergän­
zung, die sich nicht an dem überholten 
Ideal der Verkehrsforderung orientiert, 

sondern allein notwendigen Aufgaben 
im Bereich des Güterverkehrs flir 
Häfen und Industriegebiete sowie der 
Entlastung übermäßig verkehrsge­
störter Stadtviertel dient. 
1. 	 Zur Entlastung der Stadtteile Grö­

pelingenfOslebshausen und Walle 
vom Durchgangsverkehr ist die 
BAB 27 vom Verteilerkreis Ihlpohl 
bis zumBAB-Zubringer Freihäfen 
6spurig auszubauen. 

2. 	 Zur Entlastung von Schwergut­
Durchgangsverkehr in Bremer· 
haven ist der Ausbau und Anschluß 
des Autobahnzubringers Übersee­
häfen sowie die Fertigstellung des 
Autobahnzubringers Mitte drin­

gend erforderlich. 
3. 	 Die zur Entlastung Borgfelds erfor­

derliche Umgehung ist als 2spurige 
Straße, die eine HöchstgeSchwindig­
keit von 50 kn\/h zuläßt, zu bauen. 
Eine breitere Trassierung würde 
nicht nur eine unnötige Beeinträch­
tigung der Landschaft darstellen, 
sondern infolge höherer Fahrge­
schwindigkeiten auch eine unzumut­
bare Lärmbelästigung rur die nähere 
Umgebung bewirken. Eine eventuell 
auf niedersächsischem Gebiet zu 
bauende OrtsumgehUng Lilienthai 
ist an die Borgfelder Heerstraße 
bzw. die Umgehungsstraße anzu­
binden. 

Ihre F.D.P. - Kandidaten tür Bremen und Bremerhaven 


Horst-Jürgen Lahmann, 44 
Oberregierungsrat 
verh., 3 Kinder 
Hans-am-Ende-Weg 9 

Walter OstendorfT, 60 
Kaufmann 
verh., 3 Kinder 
Colmarer Straße 8 

Gisela Hüller, 44 
Auslandskorrespondentin, 
Z.Zt. Hausfrau, verh. 4 Kinder 
Ehmckstraße 51 

Ernst von Schönfeldt, 42 
Jugendrichter 
verh., 2 Kinder 
Georg-Gröning-Straße 25 

Heinrich Welke, 36 
Dipl.-Kaufmann 
verh., 2 Kinder 
Am Vorfeld 44 

Claus Jäger, 36 
Rechtsanwalt 
verh., 2 Kinder 
Am Mühlenbruch 26 

Georg von Groeling-Müller, 52 
Berufschullehrer 
verh., 2 Kinder 
Louis-Seegelken-Straße 90 

DAMIT 
VERNUNFT 
MEHR 
STIMMEN 
HAT 
Druck: 
Wolfgang Bauer, Kieler Straße 2 
2800 Bremen I, Telefon 380080 

Günter Kuhnert, 56 Prof. Dr. Karl Holl, 48 Uwe Schröder, 33 
Werkmeister Hochschullehrer Student 
verh., 3 Kinder verh., 2 Kin(\er verh. 
Johann-Janßen-Straße 67 Beethovenstraße 25 Salvador-Aliende-Straße 2 

Karl Vennegeerts, 31 
Jugendsekretär 
verh., I Kind 
Osterdeich 138 

Peter Hensehen, 56 
Kaufmann 
verh., 3 Kinder 
Rockwinkeier Landstraße 23 b 

Dr. Heinz IlIigner, 65 
Stadtrat 
verh., 2 Kinder 
Auf den Wohden 13 d, Bremerhv. 

Manfred Richter, 31 
Lehrer 
verh. 
Hagener Weg 85, Bremerhv. 
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